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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Rechts der Untersuchungsausschüsse 
des Deutschen Bundestages (Untersuchungsausschussgesetz) 


A. Problem 

Die Rechtsgrundlage für die Tätigkeit von Untersuchungsausschüs- 
sen des Deutschen Bundestages stellt Artikel 44 GG dar. Ein Aus- 
fiihrungsgesetz zu dieser Verfassungs Vorschrift ist bisher nicht ver- 
abschiedet worden. Dem Verfahren der Untersuchungsausschüsse 
wurden zuletzt ergänzend zu Artikel 44 GG mit seinem Verweis auf 
die Strafprozessordnung regelmäßig die sog. IPA-Regeln (Entwurf 
eines Gesetzes über Einsetzung und Verfahren von Untersuchungs- 
ausschüssen des Deutschen Bundestages gemäß Drucksache V/4209) 
als besonderes Geschäftsordnungsrecht zugrunde gelegt. In der Pra- 
xis treten bei dieser Ausgangslage vielfach Rechtsunsicherheiten auf 


B. Lösung 

Verabschiedung eines Gesetzes zur Regelung des Rechts der Unter- 
suchungsausschüsse des Deutschen Bundestages (Untersuchungsaus- 
schussgesetz). 


C. Alternativen 

Beibehaltung der gegenwärtigen Rechtslage. 


D. Kosten 

Entschädigung von Zeugen, Sachverständigen und rechtlichen Bei- 
ständen nach den einschlägigen gesetzlichen Regelungen. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Rechts der Untersuchungsausschüsse 
des Deutschen Bundestages (Untersuchungsausschussgesetz) 


Der Bundestag hat folgendes Gesetz besehlossen: 

Artikel 1 

Gesetz zur Regelung des Rechts der Untersu- 
chungsausschüsse des Deutschen Bundestages 
(Untersuchungsausschussgesetz) 

Inhaltsübersicht 

§ 1 Aufgabe und Zulässigkeit 
§ 2 Einsetzung 

§ 3 Gegenstand der Untersuchung 
§ 4 Zusammensetzung 
§ 5 Vorsitz 
§ 6 Einberufung 
§ 7 Beschlussfähigkeit 
§ 8 Protokollierung 
§ 9 Sitzungen zur Beratung 
§10 Sitzungen zur Beweisaufnahme 
§ 1 1 Ausschluss der Öffentlichkeit 
§12 Geheimschutz 
§13 Amtsverschwiegenheit 
§14 Beweiserhebung 

§15 Augenscheinseinnahme, Aussagegenehmigung, 
Aktenvorlage 
§16 Ladung des Zeugen 
§17 Folgen des Ausbleibens des Zeugen 
§ 1 8 Zeugnis- und Auskunftsverweigerungsrecht 
§19 Vernehmung des Zeugen 
§ 20 Zulässigkeit von Fragen an Zeugen 
§21 Beendigung der Vernehmung 
§ 22 Grundlose Zeugnisverweigerung 
§ 23 Sachverständige 
§ 24 Herausgabepflicht 

§ 25 Verfahren bei der Vorlage von Beweismitteln 
§ 26 Verlesung von Protokollen und Schriftstücken 
§ 27 Rechtliches Gehör 
§28 Berichterstattung 
§ 29 Rechte des Verteidigungsausschusses 
als Untersuchungsausschuss 
§ 30 Kosten und Auslagen 
§ 3 1 Gerichtliche Zuständigkeiten 

§ 1 

Aufgabe und Zulässigkeit 

(1) Der Bundestag kann zum Zwecke der Aufklärung 
eines Sachverhaltes, dessen Untersuchung im öffent- 
lichen Interesse liegt, einen Untersuchungsausschuss 
einsetzen. 

(2) Ein Untersuchungsverfahren ist zulässig im Rahmen 
der verfassungsmäßigen Zuständigkeit des Bundestages. 

§2 

Einsetzung 

(1) Ein Untersuchungsausschuss wird auf Antrag für 
einen Untersuchungsauftrag durch Beschluss des Bun- 
destages eingesetzt. 


(2) Der Bundestag hat auf Antrag eines Viertels seiner 
Mitglieder einen Untersuchungsausschuss einzusetzen. 
Hält der Bundestag den Einsetzungsantrag für teilweise 
verfassungswidrig, so ist der Untersuchungsausschuss 
mit der Maßgabe einzusetzen, dass er seine Untersu- 
chungen auf die von der Mehrheit des Bundestages für 
nicht verfassungswidrig gehaltenen Teile des Untersu- 
chungsgegenstandes zu beschränken hat. Das Recht der 
Antragsteller, wegen der teilweisen Ablehnung des Ein- 
setzungsantrages das Bundesverfassungsgericht anzuru- 
fen, bleibt unberührt. 

(3) Über einen Antrag nach Absatz 2 Satz 1 muss der 
Bundestag unverzüglich entscheiden. 

§3 

Gegenstand der Untersnchnng 

(1) Der Gegenstand der Untersuchung muss in dem 
Beschluss über die Einsetzung des Untersuchungsaus- 
schusses bestimmt sein. 

(2) Der im Einsetzungsantrag bezeichnete Unter- 
suchungsgegenstand kann durch Beschluss des Bundes- 
tages nur dann ergänzt werden, wenn der Kern des be- 
antragten Untersuchungsgegenstandes erhalten bleibt. 

(3) Der Untersuchungsausschuss ist an den ihm er- 
teilten Untersuchungsauftrag gebunden. Eine nachträg- 
liche Ergänzung der Untersuchung bedarf eines Be- 
schlusses des Bundestages; Absatz 2 und § 2 Abs. 2 sind 
entsprechend anzuwenden. 

§4 

Zusammensetzung 

(1) Der Untersuchungsausschuss besteht in der Regel 
aus 15 Mitgliedern des Bundestages und der gleichen 
Anzahl von Stellvertretern. 

(2) Der Bundestag bestimmt bei der Einsetzung die 
Zahl der Mitglieder. Jede Fraktion muss vertreten sein. 

(3) Die Verteilung der Sitze erfolgt im Verhältnis der 
Stärke der Fraktionen nach dem vom Bundestag für die 
Berechnung der Stellenanteile der Fraktionen regelmäßig 
angewandten Berechnungsverfahren. 

(4) Die Mitglieder und Stellvertreter werden von den 
Fraktionen benannt. 

§5 

Vorsitz 

(1) Der Untersuchungsausschuss bestimmt den Vor- 
sitzenden und den stellvertretenden Vorsitzenden aus 
seiner Mitte. 

(2) Für den Vorsitz der Untersuchungsausschüsse sind 
die Fraktionen im Verhältnis ihrer Stärke zu berücksich- 
tigen. 
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§6 

Einberufung 

Der Vorsitzende beruft den Untersuchungsausschuss 
unter Angabe der Tagesordnung ein. Er ist zur Einberu- 
fung einer Sitzung binnen zwei Wochen verpflichtet, 
wenn dies von einem Viertel der Mitglieder oder von 
den Antragstellern verlangt wird. Zur Einberufung einer 
Sitzung außerhalb des Zeitplanes im Sinne der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages oder außer- 
halb des ständigen Sitzungsortes des Deutschen Bun- 
destages ist der Vorsitzende nur berechtigt, wenn die 
Genehmigung des Präsidenten erteilt worden ist. 

§7 

Beschlussfähigkeit 

(1) Der Untersuchungsausschuss ist beschlussfähig, 
wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. Er 
bleibt beschlussfähig, bis die Beschlussunfähigkeit auf 
Antrag festgestellt ist. 

(2) Ist der Untersuchungsausschuss nicht beschluss- 
fähig, so unterbricht der Vorsitzende sofort die Sitzung 
auf bestimmte Zeit. Ist der Untersuchungsausschuss nach 
Ablauf dieser Zeit noch nicht beschlussfähig geworden, 
so hat der Vorsitzende eine neue Sitzung unverzüglich 
anzuberaumen. In dieser Sitzung ist der Untersuchungs- 
ausschuss beschlussfähig, auch wenn nicht die Mehrheit 
seiner Mitglieder anwesend ist; hierauf ist in der Einla- 
dung hinzuweisen. 

(3) Bei Beschlussunfähigkeit darf der Untersuchungs- 
ausschuss keine Untersuchungshandlungen durchfüh- 
ren. 

§8 

Protokollierung 

(1) Über die Sitzungen des Untersuchungsausschusses 
wird ein Protokoll angefertigt. 

(2) Beweiserhebungen werden wörtlich protokolliert. 
Zum Zwecke der Protokollierung darf die Beweisauf- 
nahme auf Tonträger aufgenommen werden. 

(3) Über die Art der Protokollierung der Beratungen 
entscheidet der Untersuchungsaussehuss. 

§9 

Sitzungen zur Beratung 

(1) Die Beratungen und Beschlussfassungen des Un- 
tersuchungsausschusses sind nichtöffentlich. 

(2) Der Untersuchungsausschuss kann den benannten 
Mitarbeitern der Fraktionen den Zutritt gestatten. 

§ 10 

Sitzungen zur Beweisaufnahme 

(1) Die Beweisaufnahme erfolgt in öffentlicher Sit- 
zung. 


(2) Ton-, Bild- und Filmaufnahmen sind unzulässig; 
§ 8 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. 

(3) Die §§ 176 bis 179 des Gerichtsverfassungsgeset- 
zes über die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sit- 
zung finden entsprechende Anwendung. 

§ 11 

Ausschluss der Öffentlichkeit 

(1) Der Untersuchungsausschuss kann die Öffentlich- 
keit ausschließen, wenn 

1. Umstände aus dem persönlichen Lebensbereich eines 
Zeugen zur Sprache kommen, deren öffentliche Erör- 
terung überwiegende schutzwürdige Interessen verlet- 
zen würde; 

2. ein privates Geheimnis erörtert wird, dessen unbe- 
fugte Offenbarung durch den Zeugen oder Sachver- 
ständigen mit Strafe bedroht ist; 

3. ein Geschäfts-, Betriebs-, Erfindungs- oder Steuerge- 
heimnis zur Sprache kommt, durch dessen öffentliche 
Erörterung überwiegende schutzwürdige Interessen 
verletzt würden; 

4. besondere Gründe des Wohls des Bundes oder eines 
Landes entgegenstehen, insbesondere wenn Nachteile 
für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
oder ihrer Beziehungen zu anderen Staaten zu besor- 
gen sind. 

(2) Zur Stellung eines Antrages auf Ausschluss oder 
Beschränkung der Öffentlichkeit sind berechtigt: 

1 . anwesende Mitglieder des Untersuchungsausschusses, 

2. Mitglieder des Bundesrates oder der Bundesregierung 
oder ihre Beauftragten und 

3. Zeugen, Sachverständige und sonstige Auskunftsper- 
sonen. 

(3) Über den Ausschluss oder die Beschränkung der 
Öffentlichkeit entscheidet der Untersuchungsausschuss. 
Der Vorsitzende kann auf Beschluss des Untersuchungs- 
ausschusses die Entscheidung in öffentlicher Sitzung be- 
gründen. 

(4) Der Untersuchungsausschuss kann einzelnen Per- 
sonen zu nichtöffentlichen Beweisaufnahmen den Zutritt 
gestatten. 

§ 12 

Geheimnisschutz 

(1) Beweismittel, Beweiserhebungen und Beratungen 
kann der Untersuchungsaussehuss mit einem Geheim- 
haltungsgrad versehen. 

(2) Die Entscheidung über die Einstufung richtet sich 
nach der Geheimschutzordnung des Deutschen Bundes- 
tages. Für die Stellung eines Antrags sind § 11 Abs. 2 
und 3 Satz 1 entsprechend anzuwenden. 

(3) Soweit dieses Gesetz nichts Abweichendes be- 
stimmt, gilt für die Behandlung der Verschlusssachen 
sowie für streng geheime, geheime und vertrauliche Sit- 
zungen und deren Protokollierung die Geheimschutzord- 
nung des Deutschen Bundestages. 
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§ 13 

Amtsverschwiegenheit 

(1) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS- 
VERTRAULICH und höher, die der Untersuchungsaus- 
schuss eingestuft oder von einer anderen herausgebenden 
Stelle erhalten hat, dürfen nur den Mitgliedern des Unter- 
suchungsausschusses, den Mitgliedern des Bundesrates 
und der Bundesregierung sowie ihren Beauftragten und 
denjenigen Mitarbeitern des Sekretariats und der Fraktio- 
nen im Untersuchungsausschuss zugänglich gemacht wer- 
den, die zum Umgang mit Verschlusssachen ermächtigt 
und zur Geheimhaltung förmlich verpflichtet sind. 

(2) Die Mitglieder des Untersuchungsausschusses und 
die in Absatz 1 bezeichneten Mitarbeiter sind auch nach 
Auflösung des Ausschusses verpflichtet, über die ihnen 
bekannt gewordenen, in Absatz 1 bezeichneten Ver- 
schlusssachen Verschwiegenheit zu bewahren. Ohne 
Genehmigung des Präsidenten dürfen sie weder vor Ge- 
richt noch außergerichtlich aussagen. 

(3) Wird einem Mitglied des Ausschusses ein fremdes 
Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbe- 
reich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Ge- 
schäftsgeheimnis, im Rahmen der Untersuchungshand- 
lungen bekannt, darf es dieses Geheimnis nur offenba- 
ren, wenn es dazu von der betreffenden Person ermäch- 
tigt worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Offenlegung 
des Geheimnisses gesetzlich geboten ist. 

§ 14 

Beweiserhebung 

(1) Der Untersuchungsausschuss erhebt die durch den 
Untersuchungsauftrag gebotenen Beweise auf Grund von 
Beweisbeschlüssen. 

(2) Jedes Mitglied des Untersuchungsausschusses hat 
das Recht, Beweiserhebungen und die Anwendung der in 
diesem Gesetz bezeichneten Zwangsmittel zu beantra- 
gen. 

(3) Beweise sind zu erheben, wenn dies von einem 
Viertel der Mitglieder des Untersuchungsausschusses 
beantragt wird, es sei denn, die Beweiserhebung ist un- 
zulässig oder das Beweismittel wäre auch nach Anwen- 
dung der in diesem Gesetz vorgesehenen Zwangsmittel 
unerreichbar. 

(4) Über einen Beweisantrag entscheidet der Unter- 
suchungsausschuss frühestens in der auf die Einbringung 
des Beweisantrages folgenden Beratungssitzung. 

(5) Widerspricht ein Viertel der Mitglieder des Unter- 
suchungsausschusses der vorgesehenen Reihenfolge der 
Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen, so gel- 
ten die Vorschriften der Geschäftsordnung des Deut- 
schen Bundestages zur Reihenfolge der Redner entspre- 
chend. 

(6) Lehnt der Untersuchungsausschuss die Anwen- 
dung beantragter Zwangsmittel ab, so entscheidet auf 
Antrag eines Viertels der Mitglieder des Untersuchungs- 
ausschusses der Ermittlungsrichter beim Bundesge- 
richtshof über die Anordnung des Zwangsmittels. 


§ 15 

Augenscheinseinnahme, Aussagegenehmigung, 
Aktenvorlage 

(1) Die Bundesregierung, die Behörden des Bundes 
sowie die bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstal- 
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sind auf Er- 
suchen verpflichtet, dem Untersuchungsausschuss die 
Einnahme des Augenscheins in den von ihnen verwalte- 
ten öffentlichen Einrichtungen zu ermöglichen, die er- 
forderlichen Aussagegenehmigungen zu erteilen und ihm 
die Akten vorzulegen, es sei denn, dass besondere Grün- 
de des Wohls des Bundes oder eines Landes entgegen- 
stehen, insbesondere wenn Nachteile für die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland oder ihrer Beziehungen 
zu anderen Staaten zu besorgen sind, oder dass das Ersu- 
chen den Kembereich exekutiver Eigenverantwortung 
betrifft. 

(2) Der zuständige Bundesminister trifft die Entschei- 
dung über das Ersuchen nach Absatz 1, soweit sie nicht 
durch Gesetz der Bundesregierung Vorbehalten ist. 

(3) Wird das Ersuchen abgelehnt, ist der Ausschuss in 
geeigneter Weise zu unterrichten. Besteht der Unter- 
suchungsausschuss auf dem Ersuchen, so hat der zustän- 
dige Bundesminister oder die Bundesregierung die Ent- 
scheidung unter Berücksichtigung der vom Untersu- 
chungsausschuss vorgetragenen Gründe zu überprüfen. 
Wird das Ersuchen weiterhin abgelehnt, ist diese Ent- 
scheidung dem Untersuchungsausschuss in geeigneter 
Weise zu erläutern. Zu diesem Zweck kann dem Vorsit- 
zenden des Ausschusses und seinem Stellvertreter auch 
Akteneinsicht gewährt werden. 

§ 16 

Ladung des Zeugen 

(1) Zeugen sind verpflichtet, auf Ladung des Untersu- 
chungsausschusses zu erscheinen. § 50 der Strafprozess- 
ordnung findet keine Anwendung. 

(2) Zwischen der Zustellung der Ladung und dem Tag 
der Vernehmung muss eine Frist von mindestens zwei 
Wochen hegen, es sei denn, dass der Zeuge auf die Frist 
verzichtet. 

(3) In der Ladung ist der Zeuge über das Beweisthema 
zu unterrichten, über seine Rechte zu belehren, auf die 
gesetzlichen Folgen des Ausbleibens und darauf hinzu- 
weisen, dass er einen rechtlichen Beistand seines Ver- 
trauens zu der Vernehmung hinzuziehen kann. 

(4) Zeugen können sich zur Wahrnehmung ihrer 
Rechte eines rechtlichen Beistandes bedienen. 

§ 17 

Folgen des Ausbleibens des Zeugen 

(1) Erscheint der ordnungsgemäß geladene Zeuge 
nicht, so kann der Untersuchungsausschuss ihm die 
durch sein Ausbleiben verursachten Kosten auferlegen, 
gegen ihn ein Ordnungsgeld bis zu 10 000 Deutsche 
Mark festsetzen und seine zwangsweise Vorführung an- 
ordnen; § 135 Satz 2 der Strafprozessordnung ist ent- 
sprechend anzuwenden. 
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(2) Maßnahmen nach Absatz 1 unterbleiben, wenn 
der Zeuge sein Ausbleiben rechtzeitig genügend ent- 
schuldigt. Wird das Ausbleiben nachträglich genügend 
entschuldigt, so sind die nach Absatz 1 getroffenen 
Anordnungen aufzuheben, wenn der Zeuge glaubhaft 
macht, dass ihn an der Verspätung kein Verschulden 
trifft. 

§ 18 

Zeugnis- und Auskunftsverweigerungsrecht 

(1) Die Vorschriften der §§ 53 und 53a der Stralpro- 
zessordnung über das Zeugnisverweigerungsrecht aus 
beruflichen Gründen gelten entsprechend. 

(2) Jeder Zeuge kann die Auskunft auf Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihm selbst oder einer Person, 
die im Sinne des § 52 Abs. 1 der Strafprozessordnung 
sein Angehöriger ist, die Gefahr zuziehen würde, einer 
Untersuchung nach einem gesetzlich geregelten Verfah- 
ren ausgesetzt zu werden. 

(3) Über die in den Absätzen 1 und 2 bestimmten 
Rechte ist der Zeuge zu belehren. 

(4) Die Tatsache, auf die der Zeuge die Verweigerung 
des Zeugnisses stützt, ist auf Verlangen glaubhaft zu 
machen. 

§ 19 

Vernehmung des Zeugen 

(1) Die Zeugen sollen einzeln und in Abwesenheit der 
später zu hörenden Zeugen vernommen werden. 

(2) Eine Gegenüberstellung mit anderen Zeugen ist 
nach der Vernehmung nach Absatz 1 zulässig, wenn es 
für den Untersuchungszweck geboten erscheint. 

(3) Vor der Vernehmung hat der Vorsitzende die Zeu- 
gen zur Wahrheit zu ermahnen, ihnen den Gegenstand 
der Vernehmung zu erläutern und sie über die strafrecht- 
lichen Folgen einer unrichtigen oder unvollständigen 
Aussage zu belehren. 

(4) Der Vorsitzende vernimmt den Zeugen zur Person. 
Vor der Vernehmung zur Sache hat er dem Zeugen Ge- 
legenheit zu geben, das, was ihm von dem Gegenstand 
seiner Vernehmung bekannt ist, im Zusammenhang an- 
zugeben. 

(5) Zur Aufklärung und zur Vervollständigung der 
Aussage sowie zur Erforschung des Grundes, auf dem 
das Wissen des Zeugen beruht, kann zunächst der Vor- 
sitzende weitere Fragen stellen. Anschließend erteilt er 
den übrigen Mitgliedern des Untersuchungsausschusses 
das Wort zu Fragen. Für die Festlegung der Reihenfolge 
und der Dauer der Ausübung des Fragerechts sind die 
Vorschriften der Geschäftsordnung des Deutschen Bun- 
destages zur Reihenfolge der Redner entsprechend an- 
zuwenden, sofern der Untersuchungsausschuss nichts 
Abweichendes einvemehmlich beschließt. 

(6) § 136a der Strafprozessordnung ist entsprechend 
anzuwenden. 


§20 

Zulässigkeit von Fragen an Zeugen 

(1) Fragen nach Tatsachen, die dem Zeugen oder einer 
Person, die im Sinne des § 52 Abs. 1 der Strafprozess- 
ordnung sein Angehöriger ist, zur Unehre gereichen 
können, oder deren persönlichen Lebensbereich betref- 
fen, sollen nur gestellt werden, wenn es unerlässlich ist. 

(2) Der Vorsitzende hat ungeeignete oder nicht zur 
Sache gehörende Fragen zurückzuweisen. Der Zeuge 
kann den Vorsitzenden auffordem, Fragen zurückzuwei- 
sen. Über die Zulässigkeit von Fragen sowie über die 
Zulässigkeit einer Zurückweisung von Fragen durch den 
Vorsitzenden entscheidet der Untersuchungsausschuss 
auf Antrag eines seiner Mitglieder mit der Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder. 

(3) Beschließt der Untersuchungsausschuss die Un- 
zulässigkeit einer Frage, auf die bereits eine Antwort ge- 
geben wurde, darf im Bericht des Untersuchungsaus- 
schusses auf die Frage und Antwort nicht Bezug ge- 
nommen werden. 

§21 

Beendigung der Vernehmung 

(1) Dem Zeugen ist das Protokoll über seine Verneh- 
mung zuzustellen. 

(2) Der Untersuchungsausschuss entscheidet, ob die 
Vernehmung des Zeugen abgeschlossen ist. Die Ent- 
scheidung darf erst ergehen, wenn nach der Zustellung 
des Vemehmungsprotokolls zwei Wochen verstrichen 
sind oder der Zeuge auf die Einhaltung dieser Frist ver- 
zichtet. 

(3) Der Zeuge ist vom Vorsitzenden des Untersu- 
chungsausschusses darüber zu belehren, wann seine 
Vernehmung gemäß Absatz 2 abgeschlossen ist. 

§22 

Grundlose Zeugnisverweigerung 

(1) Wird das Zeugnis ohne gesetzlichen Grund ver- 
weigert, so kann der Untersuchungsausschuss dem Zeu- 
gen die durch die Weigerung verursachten Kosten auf- 
erlegen und gegen ihn ein Ordnungsgeld bis zu 10 000 
Deutsche Mark festsetzen. 

(2) Unter der in Absatz 1 bestimmten Voraussetzung 
kann der Ermittlungsrichter beim Bundesgerichtshof zur 
Erzwingung des Zeugnisses die Haft anordnen, jedoch 
nicht über die Zeit der Beendigung des Untersuchungs- 
verfahrens, auch nicht über die Zeit von sechs Monaten 
hinaus. 

(3) § 70 Abs. 4 der Strafprozessordnung ist entspre- 
chend anzuwenden. 

§23 

Sachverständige 

(1) Auf Sachverständige sind die Vorsehriften der 
§§ 16 bis 22 entsprechend anzuwenden, soweit nicht 
nachfolgend abweichende Regelungen getroffen sind. 
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(2) Die Auswahl der zuzuziehenden Sachverständigen 
erfolgt durch den Untersuchungsausschuss; § 14 Abs. 3 
gilt entsprechend. § 74 Abs. 1 der Strafprozessordnung 
findet keine Anwendung. 

(3) Der Untersuchungsausschuss soll mit dem Sach- 
verständigen eine Absprache treffen, innerhalb welcher 
Frist das Gutachten erstattet wird. 

(4) Der Sachverständige hat das Gutachten innerhalb 
der vereinbarten Frist unparteiisch, vollständig und 
wahrheitsgemäß zu erstatten. Auf Verlangen des Unter- 
suchungsausschusses ist das Gutachten schriftlich zu 
erstellen und mündlich näher zu erläutern. 

(5) Die Vorschriften des § 76 der Strafprozessordnung 
über das Gutachtenverweigerungsrecht sind entspre- 
chend anzuwenden. 

(6) Weigert sich der zur Erstattung des Gutachtens 
verpflichtete Sachverständige, nach Absatz 3 eine ange- 
messene Frist abzusprechen, oder versäumt er die abge- 
sprochene Frist, so kann der Untersuchungsausschuss 
gegen ihn ein Ordnungsgeld bis zu 10 000 Deutsche 
Mark festsetzen. Dasselbe gilt, wenn der ordnungsgemäß 
geladene Sachverständige nicht erscheint oder sich wei- 
gert, sein Gutachten zu erstatten oder zu erläutern; in 
diesen Fällen kann der Untersuchungsausschuss zugleich 
dem Sachverständigen die durch seine Säumnis oder 
Weigerung verursachten Kosten auferlegen. § 17 Abs. 2 
gilt entsprechend. 


§24 

Herausgabepflicht 


§25 


Verfahren bei der Vorlage von Beweismitteln 


(1) Die Durchsicht und die Prüfung der Beweiserheb- 
lichkeit von Beweismitteln, die nach § 24 Abs. 1 vorzu- 
legen sind, steht dem Untersuchungsausschuss zu. Wen- 
det der Gewahrsamsinhaber ein, verlangte Beweismittel 
seien für die Untersuchung nicht bedeutsam oder beträ- 
fen ein in § 1 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 bezeichnetes Geheim- 
nis oder einen Umstand des persönlichen Lebensbe- 
reichs, so dürfen die in § 24 Abs. 2 bestimmten Ord- 
nungs- und Zwangsmittel und die in § 24 Abs. 3 Satz 1 
bezeichnete Herausgabe nur dann angeordnet werden, 
wenn der Untersuchungsausschuss für dieses Beweis- 
mittel den Geheimhaltungsgrad GEHEIM beschlossen 
hat. 


(2) Befinden sich die Beweismittel bei einer Strafver- 
folgungsbehörde, hat diese den früheren Gewahrsamsin- 
haber vor der Vorlage an den Untersuchungsausschuss 
zu unterrichten. 

(3) Beweismittel, die sich für das Beweisergebnis als 
unerheblich erweisen, sind an den Gewahrsamsinhaber 
zurückzugeben. 

(4) Beweismittel die auf Grund eines Beschlusses 
nach Absatz 1 geheim zu halten sind, sind in den Räu- 
men der Geheimregistratur des Deutschen Bundestages 
aufzubewahren. Sie dürfen nur dort von den Mitgliedern 
des Untersuchungsausschusses und den in § 13 Abs. 1 
bezeichneten Mitarbeitern der Fraktionen im Untersu- 
chungsausschuss und des Sekretariats eingesehen wer- 
den. § 6 Abs. 4 der Geheimschutzordnung des Deutschen 
Bundestages bleibt unberührt. 


(1) Wer einen Gegenstand, der als Beweismittel für 
die Untersuchung von Bedeutung sein kann, in seinem 
Gewahrsam hat, ist verpflichtet, ihn auf Verlangen des 
Untersuchungsausschusses vorzulegen und auszulie- 
fern. 

(2) Im Falle der Weigerung kann der Untersuchungs- 
ausschuss gegen den Gewahrsamsinhaber ein Ordnungs- 
geld bis zu 10 000 Deutsche Mark festsetzen. Der Er- 
mittlungsrichter beim Bundesgerichtshof kann auch zur 
Erzwingung der Herausgabe die Haft anordnen; § 22 
Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. Die in diesem Absatz be- 
stimmten Ordnungs- und Zwangsmittel dürfen gegen 
Personen, die nach § 18 Abs. 1 und 2 zur Verweigerung 
des Zeugnisses oder der Auskunft berechtigt sind, nicht 
verhängt werden. 

(3) Werden Gegenstände nach Absatz 1 nicht frei- 
willig vorgelegt, so ordnet der Ermittlungsrichter beim 
Bundesgerichtshof ihre Beschlagnahme und Heraus- 
gabe an den Untersuchungsausschuss an; § 97 der 
Strafprozessordnung gilt entsprechend. Zur Beschlag- 
nahme der in Absatz 1 bezeichneten Gegenstände kann 
der Ermittlungsrichter beim Bundesgerichtshof auch 
die Durchsuchung anordnen, wenn Tatsachen vorlie- 
gen, aus denen zu schließen ist, dass der gesuchte Ge- 
genstand sich in den zu durchsuchenden Räumen be- 
findet; die Vorschriften der §§ 104, 105 Abs. 2 und 3, 
§§ 106, 107 und 109 der Strafprozessordnung sind ent- 
sprechend anzuwenden. 


(5) Nach Durchsicht der in Absatz 1 bezeichneten 
Beweismittel kann der Untersuchungsausschuss die 
Aufhebung der Einstufung in den Geheimhaltungsgrad 
GEHEIM beschließen, soweit sie beweiserheblich sind. 
Betreffen sie ein in § 1 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 bezeichnetes 
Geheimnis oder einen Umstand des persönlichen Le- 
bensbereichs, so darf der Untersuchungsausschuss den 
Beschluss nach Satz 1 nur dann fassen, wenn ihre öf- 
fentliche Verwendung zur Erfüllung des Untersuchungs- 
auftrages unerlässlich und nicht unverhältnismäßig ist. 

(6) Vor der Beschlussfassung nach Absatz 5 Satz 1 ist 
der verfügungsberechtigte Inhaber des Beweismittels zu 
hören. Widerspricht er der Aufhebung des Geheimhal- 
tungsgrades GEHEIM, so hat sie zu unterbleiben, wenn 
nicht der Ermittlungsrichter beim Bundesgerichtshof auf 
Antrag des Untersuchungsausschusses sie für zulässig er- 
klär!. 

§26 

Verlesung von Protokollen und Schriftstücken 

(1) Die Protokolle über Untersuchungshandlungen 
von anderen Untersuchungsausschüssen, Gerichten und 
Behörden sowie Schriftstücke, die als Beweismittel die- 
nen, sind vor dem Untersuchungsausschuss zu verlesen. 

(2) Der Untersuchungsausschuss kann beschließen, 
von einer Verlesung Abstand zu nehmen, wenn die Pro- 
tokolle oder Schriftstücke allen Mitgliedern des Unter- 
suchungsausschusses zugänglich gemacht worden sind. 





Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-7- 


Drucksache 14/2363 


(3) Eine Verlesung der Protokolle und Schriftstücke 
oder die Bekanntgabe ihres wesentlichen Inhalts in öf- 
fentlicher Sitzung findet nicht statt, wenn die Vorausset- 
zungen des § 1 1 Abs. 1 vorliegen. 

§27 

Rechtliches Gehör 

(1) Personen, die durch die Veröffentlichung des Ab- 
schlussberichts in ihren Rechten erheblich beeinträchtigt 
werden können, ist vor Abschluss des Untersuchungs- 
verfahrens Gelegenheit zu geben, zu den sie betreffenden 
Ausführungen im Entwurf des Abschlussberichts inner- 
halb von zwei Wochen Stellung zu nehmen, soweit diese 
Ausführungen nicht mit ihnen inhaltlich in einer Sitzung 
zur Beweisaufnahme erörtert worden sind. 

(2) Der wesentliche Inhalt der Stellungnahme ist in 
dem Bericht wiederzugeben. 

§28 

Berichterstattung 

(1) Nach Abschluss der Untersuchung erstattet der 
Untersuchungsausschuss dem Bundestag einen schrift- 
lichen Bericht. Der Bericht hat den Gang des Verfahrens, 
die ermittelten Tatsachen und das Ergebnis der Unter- 
suchung wiederzugeben. 

(2) Kommt der Untersuchungsausschuss nicht zu 
einem einstimmigen Bericht, hat der Bericht auch die 
abweichenden Auffassungen der ordentlichen Mitglieder 
zu enthalten. 

(3) Ist abzusehen, dass der Untersuchungsausschuss 
seinen Untersuchungsauftrag nicht vor Ende der Wahl- 
periode erledigen kann, hat er dem Bundestag rechtzeitig 
einen Sachstandsbericht über den bisherigen Gang des 
Verfahrens sowie über das bisherige Ergebnis der Unter- 
suchungen vorzulegen. 

(4) Auf Beschluss des Bundestages oder auf Verlan- 
gen eines Viertels seiner Mitglieder hat der Untersu- 
chungsausschuss dem Bundestag einen Zwischenbericht 
vorzulegen. 

§29 

Rechte des Verteidigungsausschusses 
als Untersuchungsausschuss 

(1) Beschließt der Verteidigungsausschuss, eine An- 
gelegenheit zum Gegenstand seiner Untersuchung zu 
machen, hat er bei seinen Untersuchungen die Rechte 
eines Untersuchungsausschusses. Der Verteidigungsaus- 
schuss hat sich auf Verlangen von einem Viertel seiner 
Mitglieder als Untersuchungsausschuss zu konstituieren. 
Die §§ 1 bis 3 gelten für diese Einsetzung entspreehend. 

(2) Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Verteidi- 
gungsausschusses. 

(3) Macht der Verteidigungsausschuss eine Angele- 
genheit zum Gegenstand seiner Untersuchung, kann er 
zur Durchführung der Untersuchung einen Unteraus- 

Berlin, den 15. Dezember 1999 


Schuss einsetzen, in den auch stellvertretende Mitglieder 
des Verteidigungsausschusses entsandt werden können. 

(4) Der Verteidigungsausschuss hat über das Ergebnis 
seiner Untersuchung dem Bundestag einen Bericht zu er- 
statten. Eine Aussprache darf sich nur auf den veröffent- 
lichten Bericht beziehen. 

§30 

Kosten und Auslagen 

(1) Die Kosten des Untersuchungsverfahrens trägt der 
Bund. 

(2) Zeugen und Sachverständige werden nach dem 
Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und Sach- 
verständigen entschädigt. Der Ausschuss kann auf An- 
trag des Zeugen beschließen, dass ihm die Gebühren sei- 
nes rechtlichen Beistandes erstattet werden. 

(3) Die Entschädigung und die Erstattung der Ausla- 
gen setzt der Präsident des Deutschen Bundestages fest. 

§31 

Gerichtliche Zuständigkeiten 

(1) Zuständiges Gericht für Streitigkeiten nach diesem 
Gesetz ist der Bundesgerichtshof, soweit Artikel 93 des 
Grundgesetzes und § 13 des Bundesverfassungsgerichts- 
gesetzes nichts Abweichendes bestimmen. 

(2) Hält der Bundesgerichtshof den Einsetzungsbe- 
schluss für verfassungswidrig und kommt es für die Ent- 
scheidung auf dessen Gültigkeit an, so ist das Verfahren 
auszusetzen und die Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts einzuholen; §§80 bis 82 des Bundesver- 
fassungsgerichtsgesetzes gelten entsprechend. 

(3) Gegen Entscheidungen des Ermittlungsrichters 
beim Bundesgerichtshof ist die Beschwerde statthaft, 
über die der Bundesgerichtshof entscheidet. 

Artikel 2 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322) wird 
wie folgt geändert: 

§ 153 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 . 

b) Nach dem neuen Absatz 1 wird folgender Absatz 2 

angefügt: 

„(2) Einer in Absatz 1 genannten Stelle steht ein 

Untersuchungsausschuss eines Gesetzgebungsorgans 

des Bundes oder eines Landes gleich.“ 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 2000 in Kraft. 


Dr. Wolfgang Gerhardt und Fraktion 
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Begründung 


A, Allgemeines 

Untersuchungsausschüsse des Deutschen Bundestages 
erfüllen ihre Aufgaben bisher auf der Grundlage des Ar- 
tikels 44 GG mit dessen Verweis auf eine entsprechende 
Anwendung der Vorschriften über den Strafprozess, er- 
gänzt durch Verfahrensvorschriften der Geschäftsord- 
nung des Deutschen Bundestages und besonderer Ge- 
schäftsordnungsvorschriften wie der sogenannten IPA- 
Regeln, (der Gesetzentwurf auf Drucksache V/4009 geht 
auf Vorarbeiten der Interparlamentarischen Arbeitsge- 
meinschaft zurück), deren Anwendung der Bundestag 
jeweils für die einzelnen Untersuchungsverfahren be- 
schließt. 

Ein eigenes Gesetz zur Regelung von Untersuchungsver- 
fahren des Deutschen Bundestages besteht trotz ver- 
schiedener Anläufe in der 5., 6., 8., 10. und 11. Wahl- 
periode immer noch nicht. 

Wie die bisherigen Erfahrungen mit Untersuchungsaus- 
schüssen des Deutschen Bundestages und die Wider- 
sprüchlichkeiten in der Rechtsprechung und in der wis- 
senschaftlichen Literatur zum Recht der Untersuchungs- 
ausschüsse zeigen, ist ein Bedarf für ein Untersuchungs- 
ausschussgesetz nicht zu bestreiten. 

Das empfohlene Untersuchungsausschussgesetz ver- 
knüpft zwei Regelungsebenen, die die Reformdiskussion 
zum Recht der parlamentarischen Untersuchungsaus- 
schüsse zu den verschiedenen Zeitpunkten mit unter- 
schiedlichem Gewicht geprägt haben. Vereinfachend 
geht es um zwei Grundlinien, dass nämlich Untersu- 
chungsausschüsse einerseits der politischen Auseinan- 
dersetzung und andererseits der Wahrheitsfindung die- 
nen sollen. 

Der Gesetzentwurf bringt einen angemessenen Aus- 
gleich der Zielsetzungen und Interessenlagen, die sich 
in Untersuchungsverfahren auswirken. Er beschreibt 
die unverzichtbaren Verfahrensschritte, vermeidet kom- 
plizierte Verfahrensregelungen, erlaubt den parlamen- 
tarischen Minderheiten, auf die Untersuchung von aus 
ihrer Sicht aufklärungsbedürftigen Sachverhalten zu 
drängen und diese innerhalb des Verfassungsrahmens 
durchzusetzen sowie die Untersuchungsergebnisse zu 
bewerten, und gewährleistet schließlich den auskunfts- 
pflichtigen Personen den erforderlichen Rechtsschutz. 
Er stellt einerseits eine zeitgemäße Antwort auf die 
bisherigen kritischen Fragen an Untersuchungsverfah- 
ren dar, wobei insbesondere Klarstellungen zur Rechts- 
position der parlamentarisehen Minderheiten und der 
Auskunftspersonen erfolgen; gleichzeitig vermeidet er 
aber andererseits, künftige Untersuchungsverfahren 
durch zu engmaschige und zu komplizierte Verfah- 
rensregelungen der Gefahr der Erfolglosigkeit auszu- 
setzen. 


B, Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Untersuchungsausschussgesetz) 

Zu § 1 (Aufgabe und Zulässigkeit) 

Während Artikel 44 Abs. 1 Satz 1 GG allgemein fest- 
stellt, dass der Bundestag Untersuchungsausschüsse ein- 
setzen kann, beschreibt § 1 Abs. 1 des Gesetzentwurfs 
zusätzlich den Zweck von Untersuchungsverfahren. Die 
Gesetzesformulierung greift Vorbilder in früheren Ge- 
setzentwürfen, Gesetzen der Länder und in der politi- 
schen und wissenschaftlichen Diskussion auf, indem sie 
die Aufklärung von Sachverhalten durch Untersu- 
chungsausschüsse an die Bedingung knüpft, dass diese 
Untersuchung im öffentlichen Interesse liegt. 

Mit dem Merkmal des öffentlichen Interesses wird zwar 
auf einen unbestimmten Rechtsbegriff abgestellt, dessen 
Konturen nicht so scharf sind, dass künftig Streitigkeiten 
zur Zulässigkeit von Untersuchungsausschüssen im 
Grenzbereich zwischen öffentlichen und privaten Ange- 
legenheiten völlig vermieden werden könnten. Der Be- 
griff des öffentlichen Interesses soll zwar erklären, dass 
einerseits Angelegenheiten lediglich privaten Interesses 
zur Ausforschung von Handlungen und Verhalten juris- 
tischer und natürlicher Personen des Privatrechts nicht in 
einem öffentlichen Untersuchungsverfahren kontrolliert 
werden dürfen. Andererseits soll ebenfalls klargestellt 
werden, dass Untersuchungsausschüsse nicht nur das 
Handeln der Verfassungsorgane und der ihnen nachge- 
ordneten staatlichen Organisationseinheiten, also die 
Staatstätigkeit im engeren Sinne, überprüfen dürfen. In 
den Bereichen, in denen sich staatliche und private Tä- 
tigkeiten vermischen oder in denen zwar noch nicht 
staatlich, aber im Vorfeld staatlicher Tätigkeit in einer 
Weise gehandelt wird, die über das rein private Tätig- 
keitsfeld hinausgreift und damit öffentliche oder staat- 
liche Wirkungen entfaltet, ist zulässigerweise Raum für 
parlamentarische Untersuchungen. 

Zu § 2 (Einsetzung) 

Absatz 1 dieser Vorschrift behandelt sog. Mehrheits- 
Enqueten. Es handelt sich um diejenigen Fälle eines 
Antrages auf Einsetzung eines Untersuchungsausschus- 
ses, bei denen die Antragsteller der Zahl nach weniger 
als ein Viertel der Mitglieder des Bundestages ausma- 
chen. Ein solcher Antrag auf Einsetzung eines Untersu- 
chungsausschusses ist zulässig, wenn ihn mindestens 5 
v.H. der Mitglieder des Bundestages unterstützen (§ 76 
Abs. 1 GO-BT i.V.m. § 75 Abs. 1 Buchstabe d GO-BT) 
faktisch indes nur, wenn sie weniger als ein Viertel der 
Mitglieder des Bundestages umfasst. Über diese Anträge 
auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses muss 
der Bundestag Beschluss fassen. Findet der Antrag im 
Bundestag eine Mehrheit (vgl. Artikel 42 Abs. 2 Satz 1 
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GG), ist der beantragte Untersuchungsausschuss einge- 
setzt. 

Absatz 2 des § 2 behandelt demgegenüber die sog. Min- 
derheiten-Enqueten. In § 2 Abs. 2 Satz 1 wird in Anleh- 
nung an die Formulierung von Artikel 44 Abs. 1 Satz 1 
GG zweierlei geregelt. Zunächst wird bestimmt, dass ein 
Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses, 
der mindestens von einem Viertel der Mitglieder des 
Bundestages gestellt wird, vom Bundestag grundsätzlich 
zustimmend beschieden werden muss. Es wird also das 
Antragsrecht einer herausragenden Zahl von Antragstel- 
lern mit einer besonderen Rechtsfolge ausgestattet. 
Gleichzeitig wird aber den Antragstellern nicht bereits 
die Entscheidung über diesen Antrag eingeräumt. Das 
Entscheidungsrecht bleibt vielmehr bei der Mehrheit des 
Bundestages. Der Bundestag muss freilich bei seiner Be- 
schlussfassung den Willen der qualifizierten Minderheit 
der Antragsteller stärker berücksichtigen als bei sonsti- 
gen Anträgen. Die Mehrheit des Bundestages kann näm- 
lich nur dann den Einsetzungsantrag zurückweisen, 
wenn sie besondere Gründe darlegen und geltend ma- 
chen kann. Solche besonderen Gründe können lediglich 
aus dem Grundgesetz, diesem Untersuchungsausschuss- 
gesetz selbst oder anderen Gesetzen hergeleitet werden. 
Die Mehrheit muss also vortragen, falls sie einen Antrag 
auf Einsetzung einer sog. Minderheiten-Enquete ableh- 
nen will, der Einsetzungsantrag verletze Vorschriften 
des Grundgesetzes, des Untersuchungsausschussgesetzes 
oder anderer Gesetze. 

Satz 2 in § 2 Abs. 2 des Gesetzentwurfs behandelt einen 
Sonderfall eines rechtlieh umstrittenen Einsetzungsan- 
trages, der in der Praxis freilich öfter eine Rolle spielen 
kann. Es handelt sich um Fälle, in denen einerseits Teile 
des Einsetzungsantrages unstreitig zulässig sind und an- 
dererseits andere Teile, deren Zulässigkeit zwischen 
Antragstellern und der Mehrheit im Bundestag umstrit- 
ten ist. Kommt es im Hinblick auf die umstrittenen Teile 
des Einsetzungsantrages zu keiner Einigung zwischen 
Minderheit und Mehrheit, so bestimmt zur teilweisen 
und vorübergehenden Lösung des beschriebenen Kon- 
fliktes § 2 Abs. 2 Satz 2 des Untersuchungsausschussge- 
setzes, dass die Mehrheit den Untersuchungsausschuss 
zwar einsetzen muss, aber lediglich mit einem Untersu- 
chungsauftrag, der durch die nicht für verfassungswidrig 
gehaltenen Teile des Untersuchungsgegenstandes be- 
schrieben wird. Satz 3 des § 2 Abs. 2 stellt für die weite- 
re Auseinandersetzung der Mehrheit mit der im Plenum 
des Bundestages unterlegenen Minderheit klar, dass 
letztere im Organstreitverfahren vor dem Bundesverfas- 
sungsgericht prüfen lassen kann, ob ihre Rechte durch 
die Mehrheit des Bundestages verletzt worden sind. Ab- 
gelehnt wurde der Antrag, trotz der verfassungsmäßigen 
Zweifel den Untersuchungsausschuss in der beantragten 
Form einzusetzen und die Mehrheit auf den Rechtsweg 
zu verweisen, schon um dieses Untersuchungsaus- 
schussverfahren nicht von Anfang an bei allen Untersu- 
chungshandlungen der Gefahr eines Rechtsstreites aus- 
zusetzen. 

Absatz 3 des § 2 des Untersuchungsausschussgesetzes 
behandelt die Frage, innerhalb welcher Zeit über einen 
Einsetzungsantrag nach den Absätzen 1 und 2 vom Bun- 
destag abzustimmen ist. Die Vorschrift verpflichtet den 


Bundestag, den Einsetzungsantrag ohne schuldhaftes 
Zögern auf die Tagesordnung zu nehmen imd darüber zu 
entscheiden. Sie nennt keine feste Frist, beispielsweise 
die nächste Sitzung des Bundestages oder Wochenfris- 
ten. Feste Fristen bringen für die Praxis die Gefahr mit 
sich, dass sich die Mitglieder und Fraktionen des Bun- 
destages im Einzelfalle entweder nicht hinreichend auf 
die Beschlussfassung im Plenum vorbereiten können o- 
der, falls eine Entscheidung bereits ohne Ausschöpfüng 
der vollen Frist möglich wäre, dennoch zu Lasten der Ef- 
fektivität des Untersuchungsausschusses zu lange Be- 
denkzeit beanspruchen könnten. Eine Verpflichtung des 
Bundestages, unverzüglich über einen Einsetzungsantrag 
zu entscheiden, lässt demgegenüber im Einzelfall eine 
flexible und dem Fall angepasste Verfahrensweise zu, 
die einerseits die Eilbedürftigkeit der Entscheidung be- 
tont, andererseits aber den Fraktionen auch genügend 
Raum lässt, sich über die rechtlichen Voraussetzungen 
des beantragten Untersuchungsverfahrens Klarheit zu 
verschaffen. 

Zu § 3 (Gegenstand der Untersuchung) 

Zu den Voraussetzungen eines zulässigen Untersu- 
chungsverfahrens gehört nicht nur, dass die in § 1 ge- 
nannten Zulässigkeitsvoraussetzungen erfüllt sind. Aus 
dem Rechtsstaatsgedanken mit dem aus ihm abzuleiten- 
den Bestimmtheitsgebot ergibt sich, dass ein Untersu- 
chungsausschuss einen genau bezeichneten Untersu- 
chungsauftrag erhalten muss, der den Gegenstand der 
Untersuchung sowohl für die Mitglieder wie auch für die 
Auskunftspersonen des Untersuchungsausschusses von 
Anfang an erkennbar werden lässt. Um dem Untersu- 
chungsauftrag die genügende parlamentarische Legiti- 
mation zu verschaffen, schreibt § 3 Abs. 1 vor, dass in 
dem Beschluss des Bundestages zum Einsetzungsantrag 
der Gegenstand der Untersuchung, also der Untersu- 
chungsauftrag, genau bezeichnet und bestimmt werden 
muss. 

§ 3 Abs. 2 des Untersuchungsausschussgesetzes er- 
schwert im Interesse der Antragsteller, den Untersu- 
chungsauftrag eines beantragten Untersuchungsaus- 
schusses auszuweiten. Die Vorschrift stellt sicher, dass 
Ergänzungen des Untersuchungsauftrages stets an der 
ursprünglichen Zielrichtung, an dessen wesentlichen In- 
halt, also kurzgefasst an dem Kern des beantragten Un- 
tersuchungsgegenstandes angebunden bleiben. 

Während Absatz 2 des § 3 des Untersuchungsausschuss- 
gesetzes die Ergänzung des Untersuchungsauftrages bei 
der Antragstellung erfasst, behandelt Absatz 3 dieser 
Vorschrift den Fall, dass ein Untersuchungsauftrag noch 
ergänzt werden soll, nachdem bereits das Untersu- 
chungsverfahren eingeleitet worden ist. 

Grundsätzlich wird in dieser Vorschrift festgelegt, dass 
ein Untersuchungsausschuss keine weiteren Untersu- 
chungsrechte besitzt, als sie im Untersuchungsauftrag 
des Einsetzungsbeschlusses beschrieben worden sind. Es 
besteht auch die Pflicht des Untersuchungsausschusses, 
sich an die Vorgaben des Einsetzungsbeschlusses zu 
halten. Ausweitungen des Untersuchungsauftrages kann 
demnach nicht schon der Untersuchungsaussehuss allein, 
sondern nur der Bundestag selbst verfügen. 
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Dem Bundestag wird aber durch § 3 Abs. 3 Satz 2 nicht 
völlig freigestellt, Ausweitungen des Untersuchungsauf- 
trages nach Belieben vorzunehmen. Auch eine Ergän- 
zung durch den Bundestag selbst muss den Kern des ur- 
sprünglich beantragten und beschlossenen Untersu- 
chungsgegenstandes unberührt erhalten. Außerdem darf 
der Bundestag, falls der Untersuchungsausschuss auf 
Antrag eines Viertels der Mitglieder des Bundestages 
eingesetzt werden musste, auch die in § 2 Abs. 2 des 
Untersuchungsausschussgesetzes beschriebenen Rechte 
der qualifizierten Minderheit nicht verletzen. Diese Ein- 
schränkungen der Befugnis des Bundestages zur Ergän- 
zung von Untersuchungsaufträgen schützt die antrag- 
stellende Minderheit des Bundestages. Sie verhindert, 
dass die Interessenlage der antragstellenden Minderheit 
im Laufe des Untersuchungsverfahrens aufgegeben wird. 
Die Vorschrift schützt aber auch die Mehrheit. Sie gibt 
ihr beispielsweise Einflussmöglichkeiten, wenn im Laufe 
des Untersuchungsverfahrens auftauchende neue Er- 
kenntnisse genutzt werden sollen, um dem Untersu- 
chungsverfahren eine neue Zielrichtung zu geben, etwa 
wenn sich die Untauglichkeit des ursprünglichen Unter- 
suchungsauftrages abzeichnet, aber Nebenerkenntnisse 
aus der bisherigen Untersuchung eine geeignetere Ziel- 
richtung des Untersuchungsverfahrens versprechen. 

Falls eine Ausweitung des ursprünglichen Untersu- 
chungsauftrages unzulässig ist, sind die Antragsteller 
freilich nicht gehindert, einen selbständigen neuen Un- 
tersuchungsausschuss zu beantragen, der dann seinerseits 
nach den Vorschriften des § 2 des Untersuchungsaus- 
schussgesetzes beschlossen oder abgelehnt werden kann. 

Zu § 4 (Zusammensetzung) 

§ 4 des Untersuchungsausschussgesetzes enthält zu- 
nächst eine Entscheidung zu einer in der rechtspoliti- 
schen Diskussion mit unterschiedlichen Lösungsvor- 
schlägen erörterten Streitfrage. Das Gesetz entscheidet 
sich dafür, parlamentarische Untersuchungsverfahren 
allein durch Parlamentsmitglieder durchführen zu lassen. 
Verworfen werden sowohl die Vorschläge, das Untersu- 
chungsrecht des Parlaments auf Personen, die nicht dem 
Bundestag angehören, beispielsweise auf Richter, zu 
delegieren oder Untersuchungsausschüsse gemischt aus 
Abgeordneten und aus Fachleuten und Vertrauensperso- 
nen außerhalb des Parlaments zu besetzen. Die dem 
Parlament von Verfassungs wegen zugewiesene Unter- 
suchungsbefugnis soll auch vom Bundestag in eigener 
Verantwortung wahrgenommen und ausgefüllt werden. 

Gleichzeitig entscheidet sich die Vorschrift auch dafür, 
für die Mitgliedschaft im Untersuchungsausschuss nicht 
noch besondere Qualifikationen über die Abgeordneten- 
eigenschaft hinaus, beispielsweise die Befähigung zum 
Richteramt, zu verlangen. Das Untersuchungsrecht des 
Bundestages soll angesichts der formalen Gleichheit der 
Abgeordneten innerhalb der notwendigen parlamentari- 
schen Arbeitsteilung von jedem Abgeordneten wahrge- 
nommen werden können; bei einzelnen Untersuchungs- 
verfahren ist nach aller Erfahrung keineswegs gesichert, 
dass nur rechtswissenschaftlich vorgebildete Mitglieder 
des Bundestages genügend Vorkenntnisse zur Aufklä- 
rung des Untersuchungsgegenstandes mitbringen. 


Für den Erfolg eines Untersuchungsverfahrens ist von 
mitentscheidender Bedeutung, dass die Untersuchungs- 
ausschüsse nicht zu viele Mitglieder haben. Deshalb soll 
nach § 4 Abs. 1 des Untersuchungsausschussgesetzes ein 
Untersuchungsausschuss in der Regel aus sieben Mit- 
gliedern des Bundestages und der gleichen Anzahl von 
Stellvertretern bestehen. 

Diese Vorschrift verfolgt im Interesse der Arbeitsfähig- 
keit des Untersuchungsausschusses das Ziel, am Verfah- 
ren so wenig Abgeordnete wie möglich zu beteiligen. 
Vorausgesetzt wird dabei, dass sich Untersuchungsaus- 
schüsse wie die ständigen Ausschüsse proportional zur 
Stärke der Fraktionen des Bundestages zusammensetzen. 
Eine feste Mitgliederzahl für Untersuchungsausschüsse 
konnte nicht gesetzlich verfügt werden. 

§ 4 Abs. 1 ermächtigt deshalb den Bundestag, die Mit- 
gliederzahl von Untersuchungsausschüssen zu variieren, 
falls dies durch die Stärkeverhältnisse der im Bundestag 
vertretenen Fraktionen angezeigt erscheint. Die Vor- 
schrift enthält aber gleichzeitig einen Appell an den 
Bundestag, sich bei der Festsetzung der Zahl der Aus- 
schussmitglieder an der kleinen Zahl zu orientieren und 
nur in dem Maße nach oben abzuweichen, als es we- 
gen der Stärkeverhältnisse der Fraktionen unerlässlich 
ist. 

Gemäß Absatz 2 des § 4 des Untersuchungsausschussge- 
setzes muss der Bundestag bei jeder Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses in seinem Beschluss die Mit- 
gliederzahl des einzusetzenden Untersuchungsausschusses 
festlegen. Dabei muss er nicht nur das Gebot der kleinen 
Zahl gemäß Absatz 1 des § 4 beachten, sondern auch die 
zwingende Vorschrift des Satzes 2, die jeder im Bundes- 
tag vertretenen Fraktion das Recht einräumt, in dem 
Untersuchungsausschuss mit mindestens einem ordentli- 
chen Mitglied und einem Stellvertreter mitzuarbeiten. 

Unbeschadet dessen kann jede Fraktion freilich nur im 
Maße ihrer Stärke Mitgliedschaften in einem Untersu- 
chungsausschuss beanspruchen. Das für die Berechnung 
der Stellenanteile anzuwendende Verfahren entspricht 
gemäß Absatz 3 des § 4 dem im Bundestag für Fachaus- 
schüsse üblichen System (siehe §§ 12 und 57 Abs. 1 
GO-BT). Wie im Bundestag auch sonst besitzen für die 
Auswahl der Mitglieder des Untersuchungsausschusses 
im Rahmen der Stellenanteile die Fraktionen gemäß § 4 
Abs. 4 des Untersuchungsausschussgesetzes das Benen- 
nungsrecht (siehe auch § 57 Abs. 2 Satz 1 GO-BT). 

Im Übrigen ist darauf verzichtet worden, Voruntersu- 
chungen durch Unterausschüsse zuzulassen. Die Unter- 
suchungsbefugnis steht ohnehin nur dem gesamten Un- 
tersuchungsausschuss zu. Zwischenverfahren beschwö- 
ren aber die Gefahr herauf, dass unnötige Verzögerungen 
und zusätzliche Belastungen für die Auskunftspersonen 
eintreten. 

Zu § 5 (Vorsitz) 

In Absatz 1 des § 5 des Untersuchungsausschussgesetzes 
wird ähnlich wie in § 4 Abs. 1 am Grundsatz der parla- 
mensintemen Untersuchung festgehalten. Es wird nämlich 
bestimmt, dass der Vorsitzende und sein Stellvertreter aus 
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der Mitte des Untersuchungsausschusses kommen müs- 
sen. Die Hauptverantwortung für die Aufklärung von 
Sachverhalten im Aufträge des Bundestages mit den 
Zwangsbefugnissen dieses Gesetzes wird folglich nur 
Parlamentsmitgliedern anvertraut, also nicht Personen 
ohne Mandat im Bundestag, wie beispielsweise Richtern. 
Nach eingehenden Erörterungen wurde auch darauf ver- 
zichtet, dem Vorsitzenden im Untersuchungsausschuss 
das Stimmrecht zu nehmen. Auch ein , 4 ieutraler“ Vorsit- 
zender aus den Reihen der Parlamentsmitglieder könnte 
sich aus der politischen Auseinandersetzung während des 
Untersuchungsverfahrens nicht völlig ausschalten. 

Durch Absatz 2 des § 5 wird bestimmt, dass wie bei den 
ständigen Ausschüssen des Bundestages der Vorsitz in 
Untersuchungsausschüssen auf die Fraktionen im Ver- 
hältnis ihrer Stärke aufgeteilt wird. Diese Regel ist für 
die Untersuchungsausschüsse einer Wahlperiode in der 
zeitlichen Reihenfolge ihrer Einsetzung anzuwenden. 
Damit wird eine Praxis des Deutschen Bundestages fest- 
geschrieben, die sich in den bisherigen Wahlperioden 
des Bundestages bewährt hat. 

Die Aufgaben und Befugnisse des Vorsitzenden des 
Untersuchungsausschusses und seines Stellvertreters ent- 
sprechen denen eines Ausschussvorsitzenden in den üb- 
rigen Ausschüssen des Bundestages, aber auch den Auf- 
gaben eines Vorsitzenden Richters eines Strafgerichts, 
soweit und solange das Untersuchungsausschussgesetz 
selbst nicht Anpassungen an die Bedürfiiisse von Unter- 
suchungsverfahren verfügt. Insoweit ist insbesondere auf 
die folgenden Vorschriften des § 6 über die Einberufung 
des Untersuchungsausschusses, des § 7 Abs. 2 über die 
Beschlussfähigkeit oder des § 14 über die Beweiserhe- 
bung zu verweisen. 

An dieser Stelle ist zur Bezeichnung der Personen, die 
nach diesem Gesetz Rechte oder Pflichten besitzen, all- 
gemein darauf zu verweisen, dass im Gesetz soweit wie 
möglich geschlechtsneutrale Formulierungen gewählt 
worden sind. Falls in Einzelfällen, wie beispielsweise in 
§ 5 Abs. 1 des Untersuchungsausschussgesetzes, masku- 
line Formulierungen verwandt worden sind, ist der Ein- 
fachheit und Lesbarkeit wegen darauf verzichtet worden, 
auch die weiblichen Formulierungen anzufügen. 

Zu § 6 (Einberufung) 

In dieser Vorschrift wird in Satz 1 das Einberufungsrecht 
des Vorsitzenden und in Satz 2 eine Einberufungspflicht 
des Vorsitzenden verankert. Der Vorsitzende muss in- 
nerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Eingang des 
Antrags auf eine Sitzung tätig werden. Diese Einberu- 
fungspflicht besteht uneingeschränkt innerhalb des Zeit- 
plans des Bundestages, also während der Sitzungswo- 
chen. Sofern die Sondersitzung außerhalb des Zeitplans 
im Sinne der Geschäftsordnung des Bundestages einbe- 
rufen werden soll, ist zusätzlich wie bei Sitzungen ande- 
rer Ausschüsse und wie bisher schon bei Untersuchungs- 
ausschüssen die Genehmigung des Präsidenten erforder- 
lich (vgl. § 60 Abs. 3 GO-BT). Diese Genehmigung wird 
bisher schon für die sitzungsfreien Wochen außerhalb 
längerer sitzungsfreier Zeiten sowie für Sitzungen wäh- 
rend der Plenarsitzungen großzügig erteilt. 


Antragsteller für solche Sondersitzungen sind entweder 
mindestens ein Viertel der Mitglieder des Untersu- 
chungsausschusses oder die Antragsteller, die die Ein- 
setzung des Untersuchungsausschusses gemäß § 2 des 
Untersuchungsausschussgesetzes initiiert haben. 

Zu § 7 (Beschlussfähigkeit) 

Absatz 1 des § 7 entspricht der Regelung über die Be- 
schlussfähigkeit des Plenums des Deutschen Bundesta- 
ges. Auch Absatz 2 regelt die Folgen der Beschlussunfä- 
higkeit für die Fortsetzung der Verhandlungen parallel 
zu dem, was die Geschäftsordnung des Deutschen Bun- 
destages dem Bundestag selbst vorschreibt. 

Ausdrücklich wird in § 7 Abs. 3 auf eine Folge der Be- 
schlussunfähigkeit hingewiesen, die nicht übersehen 
werden darf: Der Untersuchungsausschuss darf zu Zeiten 
seiner Beschlussunfähigkeit Untersuchungshandlungen 
nicht durchführen. Diese Vorschrift dient dazu, von 
vornherein unter den Beteiligten, also den Mitgliedern 
des Untersuchungsausschusses und den von ihnen gela- 
denen Auskunftspersonen, außer Streit zu stellen, dass 
nur ein beschlussfähiger Untersuchungsausschuss die 
Befugnisse aus diesem Gesetz ausüben darf 

Zu § 8 (Protokollierung) 

In dieser Vorschrift wird in Absatz 1 grundsätzlich ver- 
fügt, dass über alle Sitzungen des Untersuchungsaus- 
schusses ein Protokoll geführt werden muss. Über die 
Art dieses Protokolls wird in Absatz 2 Satz 1 festgelegt, 
dass bei Beweiserhebungen ein wörtliches Protokoll an- 
zufertigen ist. Für diesen Fall wird erlaubt, dass hilfswei- 
se die Beweisaufnahme auf Tonträger aufgenommen 
werden darf Im Übrigen gilt für Ton-, Bild- und Film- 
aufnahmen die Vorschrift des § 10 Abs. 2 des Untersu- 
chungsausschussgesetzes. 

Für die Protokollierung der Beratungssitzungen be- 
stimmt Absatz 3 des § 8, das der Untersuchungsaus- 
schuss selbst festzulegen habe, in welcher Art die Proto- 
kollierung erfolgen soll. Es ist also zu entscheiden, ob 
lediglich Beschlussprotokolle oder Protokolle mit kurzer 
Inhaltsangabe oder gar stenographische Wortprotokolle 
angefertigt werden sollen. 

§ 8 des Untersuchungsausschussgesetzes gibt damit nur 
den Mindestrahmen für die Protokollierung der Ver- 
handlungen eines Untersuchungsausschusses ab. Zu die- 
sen Mindestvoraussetzungen gehört allerdings eine Ab- 
weichung von den in Strafprozessen üblichen Verfahren, 
in dem regelmäßig eine Beweiserhebung nicht wörtlich 
protokolliert wird. Im Untersuchungsverfahren hat sich 
in den letzten Wahlperioden aber aus Zweckmäßigkeits- 
gründen eine Praxis herausgebildet und bewährt, die 
nunmehr im § 8 Abs. 2 Satz 1 des Untersuchungsaus- 
schussgesetzes festgeschrieben wird. 

Zu § 9 (Sitzungen zur Beratung) 

Während Sitzungen zur Beweisaufnahme auf der 
Grundlage des Artikels 44 Abs. 1 Satz 2 GG grundsätz- 
lich öffentlich durchzuführen sind, wird in § 9 Abs. 1 des 
Untersuchungsausschussgesetzes zwingend vorgeschrie- 
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ben, dass die Beratungen und Beschlussfassungen des 
Untersuchungsausschusses nicht öffentlich stattfinden, 
was den Regeln für die Beratungssitzungen von Strafge- 
richten entspricht. 

Nichtöffentliche Sitzungen von Untersuchungsausschüs- 
sen unterliegen freilich den üblichen Bedingungen für 
Zutrittsrechte zu Ausschüssen des Bundestages. Dazu ge- 
hört das Zutrittsrecht der Mitglieder der Bundesregierung 
und des Bundesrates sowie ihrer Beauftragten, was sich 
bereits aus dem Grundgesetz ableitet, ebenso wie das Zu- 
trittsrecht der Mitarbeiter der Bundestagsverwaltung, die 
den Ausschüssen zur Dienstleistung zugewiesen sind. 

In Absatz 2 des § 9 ist darüber hinaus festgeschrieben, 
dass einzeln benannten Mitarbeitern der Fraktionen der 
Zutritt auch zu Beratungs- und Beschlussfassungssitzun- 
gen der Untersuchungsausschüsse gestattet werden kann. 
Für dieses Zutrittsrecht reicht das in § 57 Abs. 4 der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages gewährte fa- 
kultative Zutrittsrecht zu Ausschüssen des Bundestages 
nicht aus, weil dieses Teilnahmerecht an Ausschusssit- 
zungen auf jeweils nur einen Fraktionsmitarbeiter jeder 
Fraktion beschränkt ist. In beiden Regelungen liegt es a- 
ber im Ermessen der Ausschüsse, ob sie Fraktionsmitar- 
beitern die Teilnahme an den nichtöffentlichen Sitzun- 
gen gestatten. 

Zu § 10 (Sitzungen zur Beweisaufnahme) 

Diese Vorschrift enthält in Absatz 1 den bereits aus Arti- 
kel 44 Abs. 1 Satz 1 niedergelegten Grundsatz, dass die 
Beweisaufnahme durch Untersuchungsausschüsse in öf- 
fentlicher Sitzung stattzufinden hat. Unbeschadet dessen 
kann die Öffentlichkeit freilich ausgeschlossen werden, 
wie bereits in Artikel 44 Abs. 1 Satz 2 GG bestimmt ist. 
Die Fälle, in denen der Untersuchungsausschuss von die- 
ser Ermächtigung des Artikels 44 Abs. 1 Satz 2 GG 
Gebrauch machen darf, werden in einer gesonderten Vor- 
schrift, nämlich in § 1 1 dieses Gesetzes, beschrieben. 

Obwohl die Beweisaufhahmesitzungen grundsätzlich öf- 
fentlich stattfinden, werden im Verfahren der ordentli- 
chen Gerichtsbarkeit (siehe § 169 Gerichtsverfassungs- 
gesetz - GVG) durch Absatz 2 Ton-, Bild- und Filmauf- 
nahmen während der Beweiserhebung nicht zugelassen. 
Es bleibt bei der bisherigen Praxis, vor Beginn der Sit- 
zung des Untersuchungsausschusses den Journalisten der 
Rundfünk- und Femsehanstalten sowie der Zeitungen 
Gelegenheit zu geben, sich entsprechende Unterlagen für 
ihre Berichterstaffung zu beschaffen. Schriftliche Auf- 
zeichnungen sind erlaubt. Mit dieser Vorschrift sind 
freilich Tonaufzeichnungen zur Unterstützung der Pro- 
tokollführung nicht verboten. Ausgeschlossen sind auch 
nicht Ton-, Bild- und Filmaufzeichnungen außerhalb des 
Sitzungssaales des Untersuchungsausschusses. 

Während der Beweisaufnahme besitzen der Vorsitzende 
des Untersuchungsausschusses sowie der Untersu- 
chungsausschuss selbst die gleichen Rechte wie ein Vor- 
sitzender Richter oder ein Gericht für die Aufrechter- 
haltung der Ordnung. Durch den ausdrücklichen Verweis 
auf die §§ 176 bis 179 GVG werden sowohl dem Vorsit- 
zenden des Untersuchungsausschusses als auch dem 
Untersuchungsausschuss selbst weitergehende Rechte 


zur Aufrechterhaltung der Ordnung eingeräumt, als sie 
Ausschussvorsitzende und Ständige Ausschüsse des 
Deutschen Bundestages gemäß § 59 Abs. 3 der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages besitzen. 

Zu § 11 (Ausschuss der Öffentlichkeit) 

In Absatz 1 dieser Vorschrift werden die vier Fälle auf- 
gezählt, in denen die Öffentlichkeit bei Beweisaufnah- 
men der Untersuchungsausschüsse ausgeschlossen wer- 
den kann. Vorbild dieser Regelung sind die §§ 171b und 
172 des Gerichtsverfassungsgesetzes. 

Die ersten drei aufgezählten Ausschließungsgründe die- 
nen dem Schutz der Zeugen. Ihnen soll ermöglieht wer- 
den, vor dem Untersuchungsausschuss ihrer Zeugen- 
pflicht zu genügen, ohne dass sie befürehten müssen, 
dass ihre privaten oder geschäftlichen Interessen öffent- 
lich bekannt werden oder zu unzumutbaren Nachteilen 
für sie führen. 

Der vierte Grund zur Aussehließung der Öffentlichkeit 
hegt in der Interessenlage des Staates. Freilich soll nicht 
jede Berufüng auf das Staatswohl ausreiehen, um die Öf- 
fentlichkeit von der Beweisaufnahme eines Untersu- 
chungsausschusses auszuschließen. Absatz 1 Nr. 4 ver- 
langt daher die Darlegung besonderer Gründe, die es an- 
gesichts des Wohls des Bundes oder eines Landes ange- 
zeigt erscheinen lassen, die Beweisaufnahme in nieht- 
öffentlicher Sitzung durchzuführen. Um darüber hinaus 
auch darauf aufmerksam zu machen, dass mit dem unbe- 
stimmten Rechtsbegriff „Wohl des Bundes oder eines 
Landes“ nur für die staatliehe Politik wichtige geheim- 
haltungsbedürftige Angelegenheiten erfasst sein sollen, 
sind als Beispiele zur Ausdeutung dieses unbestimmten 
Rechtsbegriffs zwei schwerwiegende Fallgruppen aufge- 
zählt; es handelt sich einmal um Fälle, in denen Nachteile 
für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutsehland zu be- 
fürchten sind, und zum anderen um Fälle, in denen 
Nachteile für die Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland zu anderen Staaten zu besogen sind. 

Der zweite Absatz in § 11 regelt die Antragsberechti- 
gung für Anträge auf Ausschluss oder Beschränkung der 
Öffentlichkeit. Über Anträge dieser Art muss vom Un- 
tersuchungsausschuss entschieden werden. Die Ent- 
scheidung hegt bei der Mehrheit des Untersuehungsaus- 
schusses. Die Entscheidung selbst ergeht entsprechend 
§ 174 Abs. 1 Satz 1 GVG in nichtöffentlieher Sitzung. 
Diese wird vom Vorsitzenden verkündet, der sie auf Be- 
schluss des Untersuchungsausschusses in öffentlicher 
Sitzung begründen kann. 

Absatz 4 ermöglicht es einem Untersuchungsaussehuss, 
die Öffentlichkeit nicht völlig auszuschließen. Er darf 
nach dieser Vorschrift einzelnen Personen den Zutritt zu 
nichtöffentlichen Beweisaufnahmen gestatten. Ausge- 
schlossen werden kann selbstverständlich nicht, wer oh- 
nehin ein Teilnahmerecht an nichtöffentlichen Sitzungen 
der Untersuchungsausschüsse besitzt. 

Zu § 12 (Geheimnisschutz) 

Um Beweismittel, Beweiserhebungen und Beratungen, 
die dem Ausschuss in nichtöffentlicher Sitzung oder 
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sonst vertraulich zugehen, davor zu schützen, dass diese 
öffentlich bekannt werden, kann der Untersuchungsaus- 
schuss sie gemäß Absatz 1 des § 12 mit einem Geheim- 
haltungsgrad versehen. Das Verfahren dafür richtet sich 
nach der Geheimschutzordnung des Deutschen Bundes- 
tages. 

Das Antragsrecht für eine Einstufung in einen Geheim- 
haltungsgrad ist den Vorschriften über das Antragsrecht 
für den Ausschluss der Öffentlichkeit angeglichen. Über 
den Antrag muss der Untersuchimgsausschuss entschei- 
den. 

Gemäß Absatz 3 gilt für die Behandlung der Verschluss- 
sachen in der Regel die Geheimschutzordnung des Deut- 
schen Bundestages. Die Vorschriften des Untersu- 
chungsausschussgesetzes selbst können freilich abwei- 
chend Ergänzendes bestimmen (siehe §§ 13, 32 des Un- 
tersuchungsausschussgesetzes) . 

Zu § 13 (Amtsverschwiegenheit) 

Die Vorschrift behandelf dem Grundsafz nach die Pflicht 
der Mitglieder und Mitarbeiter des Untersuchungsaus- 
schusses zur Verschwiegenheit über ihnen im Untersu- 
chungsverfahren amtlich bekannt gewordenen Informa- 
tionen, die nicht öffentlich zugänglich sein sollen. Die 
Vorschrift behandelt nicht die Folgen einer Verletzung 
von Amtsverschwiegenheitspflichten. Strafbestimmun- 
gen dazu finden sich in § 32 des Gesetzentwurfs, der 
u. a. eine Änderung des § 203 Abs. 2 des Strafgesetz- 
buches vorschlägt. 

Absatz 1 des § 13 begrenzt den Kreis derjenigen, denen 
vertrauliche und höher eingestufte Verschlusssachen zu- 
gänglich gemacht werden dürfen, auf die Mitglieder des 
Untersuchungsausschusses, die Mitglieder des Bundes- 
rates und der Bundesregierung sowie ihre Beauftragten 
und auf diejenigen Mitarbeiter des Sekretariats und der 
Fraktionen, die im Untersuchungsausschuss tätig sind 
und außerdem auch zum Umgang mit Verschlusssachen 
ermächtigt und zur Geheimhaltung förmlich verpflichtet 
sind. 

Die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit besteht gemäß 
Absatz 2 nicht nur in der Zeit der Tätigkeit des Untersu- 
chungsausschusses, sondern auch darüber hinaus nach 
Abschluss des Untersuchungsverfahrens. Dazu wird be- 
stimmt, dass die Mitglieder und Mitarbeiter eines Unter- 
suchungsausschusses über Verschlusssachen, die der 
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit unterliegen, nur dann 
vor einem Gericht oder außergerichtlich aussagen dür- 
fen, wenn ihnen dafür vom Präsidenten des Deutschen 
Bundestages eine Aussagegenehmigung erteilt worden 
ist. Anträge auf Erteilung von Aussagegenehmigungen 
dieser Art hat es in der Vergangenheit in der Praxis auch 
bereits gegeben. Ihnen ist in der Praxis des Bundestages 
bisher allerdings regelmäßig nicht entsprochen worden, 
ln das Genehmigungsverfahren haben die Präsidenten 
auch den Ausschuss für Wahlprüfung, Immunifät und 
Geschäftsordnung eingeschallet und dessen Votum be- 
folgt. 

Absatz 3 der Vorschrift stellt staatliche Geheimnisse, die 
als Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades ver- 


traulich und höher eingestuft sind, einerseits und private 
Geheimnisse andererseits im Untersuchungsverfahren 
zunächst auf die gleiche Stufe. Entsprechend der Rege- 
lung für staatliche Verschlusssachen, die mit Zustim- 
mung der herausgebenden Stelle offenbart werden dür- 
fen, können auch private Geheimnisse mit Zustimmung 
der Inhaber des privaten Geheimnisses offenbart werden. 
Etwas anderes gilt freilich dann, wenn in einem Gesetz 
vorgeschrieben ist, private Geheimnisse ohne Rücksicht 
auf die Interessenlage der natürlichen oder juristischen 
Personen des Privatrechts staatlichen Stellen, die mit der 
Untersuchung eines bestimmten Vorganges im privaten 
Bereich beauftragt sind, zu offenbaren. 

Im inneren Zusammenhang zu der Vorschrift über die 
Amtsverschwiegenheit steht die vorgesehene Ergänzung 
der Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages, 
ln einem einzufügenden neuen § 2a über private Ge- 
heimnisse soll der Schutz dieser privaten Geheimnisse 
vergleichbar dem Schutz von staatlichen Geheimnissen 
gewährleistet werden. 

Verletzungen der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit 
können in folgender Weise geahndet werden: Zunächst 
soll bei Verletzungen von Geheimhaltungspflichten ähn- 
lich wie bei Verstößen gegen die Verhaltensregeln auch 
ein geschäftsordnungsrechtlich geregeltes Verfahren zur 
Untersuchung von Verstößen gegen die Geheimhal- 
tungspflichten durchgeführt werden. Deshalb wird eine 
entsprechende Ergänzung der Verhaltensregeln des 
Deutschen Bundestages vorgeschlagen. 

Zu § 14 (Beweiserhebung) 

Diese Vorschrift konkretisiert und modifiziert das straf- 
prozessuale Beweiserhebungsverfahren nach den Be- 
dürfnissen der parlamentarisehen Untersuchungsaus- 
schüsse. 

ln Absatz 1 wird klargestellt, dass Beweiserhebungen 
durch Untersuchungsausschüsse nicht unmittelbar auf 
den Untersuchungsauftrag des Untersuchungsausschus- 
ses gestützt werden können. Es bedarf vielmehr einer 
Konkretisierung innerhalb des Untersuchungsauftrages 
durch einen schriftlich abgefassten und formal gefassten 
Beweisbeschluss der Mehrheit des Untersuchungsaus- 
schusses, der das Beweisthema - ggf aufgeschlüsselt in 
Unterffagen - und die Beweismittel enthält. Diese 
Vorschrift zielt nicht nur darauf ab, dass sich die Mit- 
glieder des Untersuchungsausschusses über die einzel- 
nen Beweiserhebungen von vornherein Klarheit ver- 
schaffen und sich für die konkrete Beweiserhebung 
einen Rahmen geben. Sie bezweckt auch, dass sich die 
Zeugen und Sachverständigen auf die bevorstehende 
Beweiserhebung dem Inhalt und Umfang nach einrich- 
ten können. 

Wie Beweisbeschlüsse und Beschlüsse zu deren Durch- 
setzung zustande kommen, wird in Absatz 2 beschrie- 
ben. Danach steht das Antragsrecht für Beweisbeschlüs- 
se und Zwangsmittel jedem Mitglied des Untersu- 
chungsausschusses zu. Ein qualifiziertes Antragsrecht 
wird in Fortentwicklung des qualifizierten Antragsrechts 
für die Einsetzung von Untersuchungsausschüssen einem 
Viertel der Mitglieder des Untersuchungsausschusses 
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gewährt. In diesem Falle muss die Mehrheit des Unter- 
suchungsausschusses dem Beweisantrag grundsätzlich 
zustimmen und ihn also beschließen. Ausnahmsweise ist 
die Ausschussmehrheit von dieser Zustimmungspflicht 
allerdings befreit, wenn das Beweismittel unerreichbar 
oder die Beweiserhebung unzulässig ist. Dies ist bei- 
spielsweise der Fall, wenn die Beweiserhebung durch 
den Untersuchungsauftrag nicht gedeckt ist oder gegen 
verfassungsrechtliche, gesetzliche und geschäftsord- 
nungsrechtliche Vorschriften verstößt. Unerreichbare 
Beweismittel im Sinne dieses Gesetzes sind solche, bei 
denen der Untersuchungsausschuss nicht weiß und nicht 
ermitteln kann, wo sie sich aufhalten oder bei denen ab- 
zusehen ist, dass sie auch nach Anwendung der im Un- 
tersuchungsausschussgesetz vorgesehenen Zwangsmittel 
für die Beweiserhebung im laufenden Untersuchungsver- 
fahren nicht herbeigeschafft werden können. 

Nach § 14 Abs. 3 sind andererseits Beweise dann zu er- 
heben, wenn sie nicht gegen ein verfassungsrechtliches 
oder gesetzliches Beweiserhebungsverbot, Beweisme- 
thodenverbot oder Beweisverwertungsverbot verstoßen. 

Gleichzeitig bedeutet aber die Beschränkung des Be- 
weisantragsrechts auf Mitglieder des Untersuchungsaus- 
schusses auch, dass Zeugen kein selbständiges Beweis- 
antragsrecht erhalten. Dies trifft auch in den Fällen zu, in 
denen Zeugen ein berechtigtes Interesse an bestimmten 
Beweiserhebungen, die vom Untersuchungsausschuss 
bisher noch nicht beabsichtigt sind, nicht abgesprochen 
werden kann. Auch in diesen Fällen bleibt es dabei, dass 
Zeugen lediglich die Möglichkeit besitzen, Beweiserhe- 
bungen anzuregen, beispielsweise um sich selbst zu ent- 
lasten. In diesen Fällen genügt es, dass wenigstens ein 
Mitglied des Untersuchungsausschusses die Anregung 
des Zeugen als berechtigt ansieht und demzufolge selbst 
einen Beweisantrag stellt. Die Ausschussmehrheit wird 
insbesondere dann, wenn solche Beweisanträge der Ent- 
lastung von Zeugen dienen können, wegen der auch 
einem Untersuchungsausschuss obliegenden Pflicht zur 
vollständigen Aufklärung des Sachverhalts und der Für- 
sorgepflicht gegenüber dem Zeugen nur mit guten Grün- 
den die so beantragte Beweiserhebung ablehnen dürfen. 

Wenn auch bereits Absatz 1 dieser Vorschrift klarstellt, 
dass über jeden Beweisantrag ein Beschluss des Unter- 
suchungsausschusses herbeigeführt werden muss, er- 
gänzt Absatz 4 diese Vorschrift in zeitlicher Hinsicht da- 
hin, dass über einen Beweisantrag nicht bereits unmittel- 
bar, nachdem er eingebracht worden ist, abgestimmt 
werden darf Zwischen der Einbringung des Beweisan- 
trages und der Beschlussfassung durch den Untersu- 
chungsausschuss selbst wird vielmehr eine Bedenkffist 
eingeräumt, die sowohl von den übrigen Mitgliedern des 
Untersuchungsausschusses als auch von den Antragstel- 
lern selbst genutzt werden kann. Vorgeschrieben wird 
jedenfalls, dass der Untersuchungsausschuss über den 
Beweisantrag frühestens in der nächsten Beratungssit- 
zung abstimmt. Damit wird eine bewährte Praxis bishe- 
riger Untersuchungsausschüsse in das Untersuchungs- 
ausschussgesetz übernommen. 

Über die Reihenfolge der Terminierung der Vernehmung 
von Zeugen kommt es in Untersuchungsausschüssen 
immer wieder zu Streitigkeiten, die allein nach dem 


Vorbild des Strafjjrozesses nicht gelöst werden können. 
Deshalb enthält Absatz 5 ein Streitschliehtungsverfah- 
ren. Dieses schließt aus, dass allein der Vorsitzende die 
Reihenfolge der Befragung der Zeugen und Sachver- 
ständigen festlegt. Es verbietet auch, dass allein nach 
Mehrheitsrecht verfahren wird. Diese Vorschrift gibt 
dem Untersuchungsausschuss nämlich zunächst auf, eine 
Einigung unter den im Untersuchungsausschuss vertre- 
tenen Fraktionen und Mitgliedern über die Reihenfolge 
der Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen her- 
beizuführen. Falls aber ein Viertel der Mitglieder des 
Untersuchungsausschusses der vorgesehenen Reihenfol- 
ge der Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen 
widerspricht, also beispielsweise einem Vorsehlag des 
Vorsitzenden, bestimmt Absatz 5 dieser Vorschrift, dass 
entsprechend der Verteilung der Wortmeldungen im Ple- 
num des Deutschen Bundestages verfahren wird. Dort 
gilt § 28 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundesta- 
ges, die hier in ihren wesentlichen Teilen anzuwenden 
ist. Es muss folglich auch bei der Festlegung der Reihen- 
folge der Vernehmung der Zeugen und Sachverständigen 
auf die Interessen der Mehrheiten und der Minderheiten 
im Untersuchungsausschuss sowie auch auf die Stärke 
der im Untersuchungsausschuss vertretenen Fraktionen 
und darauf Rücksicht genommen werden, wer den Be- 
weisantrag gestellt hat. Die Vorschrift über einen ange- 
messenen Wechsel der Reihenfolge der von der Aus- 
schussmehrheit bevorzugten oder der von Ausschuss- 
minderheiten benannten Zeugen und Saehverständigen 
leitet auch über zu der Frage, welehen Aussehussmit- 
gliedern das Wort erteilt wird. Insofern wird hier bereits 
auf § 19 dieses Untersuchungsausschussgesetzes verwie- 
sen. 

In Absatz 6 der Vorschrift über die Beweiserhebung 
wird schließlich geregelt, wie sich eine qualifizierte Aus- 
schussminderheit dagegen wehren kann, dass die An- 
wendung eines von ihr beantragten Zwangsmittels von 
der Mehrheit des Untersuchungsausschusses abgelehnt 
wird. Diese Vorschrift erfasst nicht Streitigkeiten über 
die Ablehnung von Beweisanträgen. Es geht lediglieh 
um den Sonderfall, der in früheren Untersuchungsver- 
fahren praktisch geworden ist, dass ein Untersuchungs- 
ausschuss entgegen der Ansicht einer qualifizierten Min- 
derheit davon absehen will, ein Zwangsmittel einzuset- 
zen. Für diesen Fall soll es künftig einem Viertel der 
Mitglieder eines Untersuchungsausschusses erlaubt sein, 
den zuständigen Ermittlungsriehter beim Bundesge- 
richtshof mit dem Antrag anzurufen, den Vollzug des 
Zwangsmittels anzuordnen. 

Zu § 15 (Augenscheinseinnahme, Aussagegenehmi- 
gung, Aktenvorlage) 

Diese Vorschrift behandelt das Verfahren, das dann an- 
zuwenden ist, wenn der Untersuchungsausschuss von der 
Bundesregierung oder ihr nachgeordneten Behörden 
schriftliche oder mündliche Informationen erhalten will, 
die auf Auskünfte aus den Akten oder über das Wissen 
der Mitarbeiter dieser Dienststellen abzielen. Die vorge- 
schlagene Vorschrift berücksichtigt einerseits den ver- 
fassungsrechtlichen Untersuchungsauftrag parlamentari- 
scher Untersuehungsausschüsse mit der darin begründe- 
ten Kontrollbefügnis über die Regierung bei gleichzeiti- 
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ger Verantwortung des Bundestages für eine geordnete 
Staatstätigkeit; sie berücksichtigt andererseits die verfas- 
sungsmäßigen Rechte der dem Bundestag als Verfas- 
sungsorgan gleichgeordneten Bundesregierung mit dem 
ihr im Interesse der Handlungs- und Führungsfähigkeit 
zugestandenem „Kembereich“ eigenständiger und un- 
ausforschbarer interner Willensbildung. 

Als Prinzip wird in Absatz 1 entsprechend der Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts die grund- 
sätzliche Pflicht der Bundesregierung, der Behörden des 
Bundes sowie der bundesunmittelbaren Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts nieder- 
gelegt, einem Untersuchungsausschuss auf dessen Ersu- 
chen die Einnahme des Augenscheins in die von den ge- 
nannten Dienststellen verwalteten öffentlichen Einrich- 
tungen zu ermöglichen, Aussagegenehmigungen zu er- 
teilen und Akten vorzulegen. 

Von dieser grundsätzlichen Pflicht der Bundesregierung 
wird für zwei Fallgruppen eine Ausnahmeregelung ge- 
troffen. 

Die Bundesregierung kann das Ersuchen des Untersu- 
chungsausschusses ablehnen, wenn sie nach seiner Prü- 
füng darlegen kann, dass eine Unterrichtung der Mitglie- 
der des Untersuchungsausschusses über Informationen, 
die ihr nach ihren Akten und nach dem Wissensstand 
ihrer Mitarbeiter zugänglich sind, auf besondere, also ü- 
ber das durchschnittliche Maß hinausgehende, gewichti- 
ge Bedenken stoßen würden, weil Gründe des Wohls des 
Bundes oder eines Landes einer Verbreitung dieser In- 
formationen auch dann entgegenstehen, wenn der Unter- 
suchungsausschuss Maßnahmen nach den §§ 11 und 12 
ergreift. Besondere Gründe des Wohls des Bundes oder 
eines Landes sind nach dem Gesetzentwurf beispiels- 
weise dann anzuerkennen, wenn die Bundesregierung 
glaubhaft machen kann, dass Nachfeile für die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland oder Nachteile für die 
Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu ande- 
ren Staaten zu besorgen sind. 

Die Vorschrift enthält außerdem einen zweiten Fall, in 
dem ausnahmsweise ein Ersuchen auf Augenscheinsein- 
nahme, Aussagegenehmigung oder Aktenvorlage abge- 
lehnt werden darf Es handelt sich um Fälle, in denen das 
Ersuchen um Auskünfte den Kembereich exekutiver Ei- 
genverantwortung betrifft. Das sind Vorgänge der inter- 
nen Willensbildung der Bundesregierang, die nach der 
vom Grundgesetz verwirklichten Gewaltenteilung zwi- 
schen gesetzgebender und vollziehender Gewalt Arbeits- 
und Zuständigkeitsfelder betreffen, die allein in der Ver- 
antwortung der Regierung liegen. 

Die Vorschrift über Augenscheinseinnahme, Aussagege- 
nehmigung und Aktenvorlage setzt in Absatz 2 voraus, 
dass das Ersuchen des Untersuchungsausschusses an den 
zuständigen Bundesminister gerichtet wird. Ausdrück- 
lich bestimmt Absatz 2, dass die Entscheidung über das 
Ersuchen des Untersuchungsausschusses auf Augen- 
scheinseinnahme, Aussagegenehmigung oder Aktenvor- 
lage vom zuständigen Bundesminister getroffen wird. 
Diese Regelzuständigkeit ist nur dann nicht gegeben, 
wenn die Entscheidung aufgrund eines Gesetzes oder des 
Grundgesetzes von der Bundesregierung selbst getroffen 
werden muss. 


Für den möglichen Streitfall zwischen Untersuchungs- 
ausschuss und Bundesregierung enthält Absatz 3 eine 
Konfliktregelung. 

Zunächst wird festgelegt, dass die Bundesregierung den 
Untersuchungsausschuss über die Gründe unterrichten 
muss, die sie für eine Ablehnung des Ersuchens geltend 
machen will. Dabei werden Form und Inhalt der Unter- 
richtung zunächst der Bundesregierung überlassen, die 
im Flinblick auf den Einzelfall entscheiden muss, was sie 
als geeignete Weise für die Unterrichtung des Untersu- 
chungsausschusses ansieht. 

Nach der Unterrichtung durch die Bundesregierung kann 
der Untersuchungsausschuss darüber befinden, ob er auf 
seinem Ersuchen bestehen will oder ob er angesichts der 
von der Bundesregierung vorgetragenen Gründe auf das 
Ersuchen verzichtet. 

Für den Fall, dass die Bundesregierung den Untersu- 
chungsausschuss nicht überzeugen konnte, ist der Unter- 
suchungsausschuss verpflichtet, dem zuständigen Bun- 
desminister oder der Bundesregierung seine Gründe darzu- 
legen, die ihn veranlassen, auf dem Ersuchen zu bestehen. 

Danach müssen der zuständige Bundesminister oder die 
Bundesregierung erneut abwägen, ob die Gründe des 
Untersuchungsausschusses so überzeugend sind, dass die 
bisherigen Bedenken zurückzustellen sind. Bleibt die 
Bundesregierung dennoch bei ihrer Weigerung, hat sie 
wiederum in geeigneter Weise dem Untersuchungsaus- 
schuss ihre Ablehnungsgründe zu erläutern, gegebenen- 
falls in VS-vertraulicher oder geheimer Sitzung. Um in 
diesem Stadium der Auseinandersetzung zwischen Bun- 
desregierung und Untersuchungsausschuss die Berechti- 
gung der Flaltung der Bundesregierung glaubhaft zu ma- 
chen, kann sie dem Vorsitzenden des Untersuchungsaus- 
schusses und seinem Stellvertreter auch Akteneinsicht 
gewähren. Diese Ermessensentscheidung betrifft nicht 
die Fälle der Augenscheinseinnahme und der Aussage- 
genehmigung. 

Die Entscheidung des zuständigen Bundesministers oder 
der Bundesregierung ist endgültig, es sei denn, der Un- 
tersuchungsausschuss oder ein antragsberechtigter Teil 
des Untersuchungsausschusses kann mit Erfolg im Or- 
ganstreitverfahren das ursprüngliche Ersuchen durchset- 
zen. 

Zu § 16 (Ladung der Zeugen) 

Der Vorteil dieser Regelung hegt insbesondere darin, 
dass schwierige Abgrenzungsstreitigkeiten über die Zu- 
erkennung der Eigenschaft als Betroffener oder als be- 
troffener Zeuge oder nur als Zeuge vermieden werden. 
Ebenso werden Auseinandersetzungen über Mehrheits- 
entscheidungen im Untersuchungsausschuss bei einer 
Zuordnung von Auskunftspersonen zum Kreis der Be- 
troffenen, betroffenen Zeugen oder Zeugen ausgeschal- 
tet. Für diese Weichenstellung hat auch die Erfahrung 
der Praxis der Untersuchungsausschüsse eine Rolle ge- 
spielt, dass es bisher Betroffene im Rechtssinne in Un- 
tersuchungsverfahren des Bundestages nicht gegeben 
hat, obwohl Zeugen im Rechtssinne durchaus in ihrer 
persönlichen und politischen Lage durch das Untersu- 
chungsverfahren unmittelbar betroffen waren. 
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Die Folge eines Verzichts auf eine Unterscheidung zwi- 
schen Zeugen, betroffenen Zeugen und Betroffenen ist 
freilich, dass den Zeugen insgesamt eine angemessene 
Rechtsstellung im Untersuchungsverfahren eingeräumt 
werden muss, die ihnen hinreichende Verteidigungs- 
möglichkeiten insbesondere dann gewährt, wenn sie im 
Untersuchungsverfahren nicht nur über Vorgänge be- 
fragt, sondern auch - zumindest dem öffentlichen An- 
schein nach - angegriffen werden. Unter den besonderen 
Bedingungen parlamentarischer Untersuchungsverfahren 
möchte demnach der Ausschuss für Wahlprüfung, Im- 
munität und Geschäftsordnung den als Zeugen bezeich- 
neten Auskunftspersonen vor Untersuchungsausschüssen 
eine teilweise günstigere Rechtsstellung einräumen als 
Zeugen in Strai|)rozessen. Diese Abweichungen von den 
Vorschriften der Strafprozessordnung bleiben aber im 
Rahmen einer sinngemäßen Anwendung der Vorschrif- 
ten über die Strafverfolgung. Sie sind durch die Beson- 
derheiten parlamentarischer Untersuchungsverfahren be- 
dingt, verfolgen und gewährleisten aber die gleichen 
Ziele, nämlich die Wahrheitsfindung in den beiden 
staatlichen Verfahren sowie den Grundrechtsschutz der 
Auskunftspersonen. 

Die Vorschrift über die Ladung des Zeugen selbst enthält 
in Absatz 1 Satz 1 den Grundsatz, dass Zeugen der La- 
dung eines Untersuchungsausschusses folgen müssen. 
Ausdrücklich ausgeschlossen wird allerdings die Son- 
dervorschrift über die Vernehmung von Mitgliedern 
oberster Staatsorgane durch Gerichte in § 50 der Straf- 
prozessordnung, zumal Untersuchungsausschüsse regel- 
mäßig nur am Amtssitz des Bundestages, des Bundes- 
rates und der Bundesregierung Beweiserhebung durch- 
führen. Aber selbst wenn Untersuchungsausschüsse an 
anderen Orten tagen, haben die Mitglieder oberster 
Staatsorgane am jeweiligen Sitzungsort des Untersu- 
chungsausschusses des Bundestages zu erscheinen. 

Dem Schutz der Zeugen dient es, dass ihnen gemäß Ab- 
satz 2 eine Frist von mindestens zwei Wochen einge- 
räumt wird, um sich auf die Zeugenaussage vorzuberei- 
ten. Zwischen der Zustellung der Ladung und dem Tag 
der Vernehmung durch den Untersuchungsausschuss 
braucht diese Frist von zwei Wochen nur dann nicht ein- 
gehalten zu werden, wenn der Zeuge mit einer früheren 
Vernehmung einverstanden ist. 

Gemäß Absatz 3 muss dem Zeugen in der Ladung nicht 
nur das Beweisthema mitgeteilt werden. Er muss auch 
über seine Rechte ausdrücklich schriftlich belehrt werden. 
Ferner müssen ihm die gesetzlichen Folgen des Ausblei- 
bens erläutert werden. Er muss schließlich auch darauf 
hingewiesen werden, dass er einen reehtliehen Beistand 
seines Vertrauens zu der Vernehmung hinzuziehen darf 
Die Ladung von Zeugen zu Vernehmungen durch Unter- 
suchungsausschüsse sind damit Formerfordemissen un- 
terworfen, die im Strafverfahren so umfassend nicht ver- 
langt sind. Die Besonderheiten des Untersuchungsverfah- 
rens, beispielsweise mit ihrer besonderen Form öffentli- 
cher Berichterstattung, legen es aber nahe, den Zeugen die 
Vorbereitung auf ihre Vernehmung durch die in dieser 
Vorschrift verlangten Belehrungen zu erleiehtem. 

Absatz 4 legt noch einmal ausdrücklich fest, was in frü- 
heren Untersuchungsverfahren durchaus umstritten war. 


dass Zeugen zu ihrer Vernehmung in Untersuchungsaus- 
schüssen auch einen rechtliehen Beistand hinzuziehen 
können, der mithin das Anwesenheitsreeht, allerdings 
nicht ein eigenes Rede- und Antragsrecht besitzt. Unter 
dem Begriff des reehtliehen Beistandes fallen nicht nur 
zugelassene Reehtsanwälte, sondern auch andere juris- 
tisch genügend vorgebildete Personen, wie beispielswei- 
se Justitiare von Behörden oder Unternehmen. Die Kos- 
ten eines rechtliehen Beistandes hat der Zeuge grund- 
sätzlich selbst zu tragen, sofern ihm nicht gemäß § 30 
dieses Gesetzes Gebühren erstattet werden. 

Zu § 17 (Folgen des Ausbleibens des Zeugen) 

Diese Vorschrift ist § 5 1 Abs. 1 und 2 der Strafprozess- 
ordnung nachgebildet. Die Höhe des Ordnungsgeldes 
wird allerdings abweichend von Artikel 6 des Einfüh- 
rungsgesetzes zum Strafgesetzbuch auf 10 000 DM fest- 
gesetzt. 

Falls die zwangsweise Vorführung angeordnet wird, darf 
der Zeuge nicht länger festgehalten werden als bis zum 
Ende des Tages, der dem Beginn der Vorführung folgt, 
wie der Verweis auf § 135 Satz 2 der Strafprozessord- 
nung klarstellt. 

Zu § 18 (Aussagepflicht des Zeugen) 

Die bereits in § 16 festgelegte Pflicht des Zeugen auf 
eine Ladung des Untersuchungsausschusses hin zu er- 
scheinen, wird ergänzt durch seine Pflieht, aueh vor dem 
Untersuchungsausschuss auszusagen, es sei denn, er 
könne Zeugnisverweigerungsrechte geltend maehen. Der 
Ausschuss hat darauf verzichtet, diese Aussagepflieht 
des Zeugen ausdrücklich im Gesetz zu formulieren, um 
nicht Selbstverständlichkeiten formulieren zu müssen. 
Jeder Zeuge muss aber sein Wissen über die Tatsachen, 
die den Untersuchungsgegenstand betreffen, wahrheits- 
gemäß und vollständig darlegen. Eine Vereidigung von 
Zeugen im Untersuchungsverfahren ist indes nieht zu- 
gelassen worden, Falschaussagen vor Untersuchungsaus- 
schüssen sind allerdings gemäß § 32 des Untersuchungs- 
ausschussgesetzes strafbar. 

Die Vorschrift benennt in Absatz 1 aber die Ausnahmen 
von der Aussagepflicht eines Zeugen sowie in Absatz 3 
die Pflicht des Vorsitzenden eines Untersuchungsaus- 
schusses, den Zeugen über seine Zeugnisverweigerungs- 
rechte zu belehren; Absatz 4 enthält die Pflicht des Zeu- 
gen, auf Verlangen des Untersuchungsaussehusses die 
Tatsachen glaubhaft zu machen, von denen er seine Aus- 
sageverweigerung herleitet. 

Die Vorschrift gewährt in Absatz 1 den Zeugen im Un- 
tersuchungsverfahren die aus den §§ 53 und 53a der 
Strafprozessordnung bekannten Zeugnisverweigerungs- 
rechte der Berufsgeheimnisträger und der Berufshelfer. 

Ein ergänzendes Auskunftsverweigerungsrecht wird in 
Absatz 2 in Anlehnung an § 55 der Strafprozessordnung 
normierf. Dieses ist gewährt, wenn der Zeuge durch die 
wahrheitsgemäße und vollständige Auskunft auf Fragen 
Gefahr läuft, dass er selbst oder sein Angehöriger einer 
anderen amtlichen Untersuchung nach einem gesetzlich 
geordneten Verfahren ausgesetzt werden würde. Gesetz- 
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lieh geregelte Verfahren im Sinne des § 18 Abs. 2 des 
Untersuchungsausschussgesetzes sind alle in staatlichen 
Gesetzen niedergelegten Ermittlungs- und Untersu- 
chungsverfahren gegen eine Person mit Sanktionsfolgen, 
also nicht nur Strafverfahren, sondern beispielsweise 
auch Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz, 
Disziplinarverfahren oder Ehrengerichtsverfahren. Nicht 
erfasst sind Sanktionsverfahren gegen Personen, die auf 
nicht-staatlicher Rechtsetzung beruhen, wie beispiels- 
weise parteiinterne Schiedsverfahren oder vereinsinteme 
Ausschlussverfahren. 

Zu § 19 (Vernehmung des Zeugen) 

Vorbild für die Regelung des Vemehmungsverfahrens 
von Zeugen in einem parlamentarischen Untersuchungs- 
ausschuss sind die §§ 57, 58 Abs. 2, § 69 Abs. 1 und 2 
sowie § 240 Abs. 1 der Strafprozessordnung; in Absatz 6 
des § 19 wird die entsprechende Anwendung des § 136a 
der Strafprozessordnung, der verbotene Vemehmungs- 
methoden behandelt, angeordnet. 

Auch im Untersuchungsverfahren sollen die Zeugen wie 
im Strafprozess einzeln und in Abwesenheit der später 
zu hörenden Zeugen vernommen werden. Falls es für 
den Untersuchungszweck geboten erscheint, erlaubt Ab- 
satz 2 auch eine Gegenüberstellung von Zeugen mit an- 
deren Zeugen. Diese Gegenüberstellung darf aber erst 
nach der Vernehmung der einzelnen Zeugen erfolgen. 

Zum Ablauf der Vernehmung bestimmt Absatz 3, dass der 
Vorsitzende des Untersuchungsausschusses zunächst die 
Zeugen zu belehren hat. Er muss sie zur Wahrheit ermah- 
nen, ihnen den Gegenstand der Vernehmung erläutern und 
sie über die strafrechtlichen Folgen einer unrichtigen oder 
unvollständigen Aussage belehren. Fherbei ist wegen der 
Besonderheiten der parlamentarischen Untersuchungsver- 
fahren ergänzend zu den Regeln für den Strafprozess in 
§ 57 der Strafprozessordnung die Verpflichfung des Vor- 
sitzenden eingefügt worden, auch den Gegenstand der 
Vernehmung zu beschreiben, damit der Zeuge sich noch 
einmal über die Grenzen und den Umfang des von ihm 
erwarteten Auskunftsbereiches klar werden kann. Weil 
das Untersuchungsausschussgesetz auf eine Vereidigung 
der Zeugen verzichtet, kann im Übrigen die Belehrung 
darauf beschränkt bleiben, dass die strafrechtlichen Folgen 
von unrichtigen oder unvollständigen uneidlichen Aussa- 
gen dargelegt werden. Diese Folgen sind im § 32 dieses 
Gesetzentwurfs mit seinen Ergänzungen des § 153 des 
Strafgesetzbuches beschrieben. 

Für den Ablauf der Vernehmung bestimmt Absatz 4, 
dass die Zeugenvernehmung durch den Vorsitzenden des 
Untersuchungsausschusses eröffnet wird. Wie im Straf- 
prozess wird der Zeuge zunächst zur Person vernommen, 
dann erst zur Sache. Vor Beginn der Vernehmung zur 
Sache muss jedem Zeugen Gelegenheit gegeben werden, 
sich in einem zusammenfassenden Vortrag zum Be- 
weisthema zu äußern. Für den Fortgang der Vernehmung 
zur Sache bestimmt Absatz 5, dass zunächst der Vorsit- 
zende Fragen stellen kann, was der Funktion des Vorsit- 
zenden Richters in einem Strafverfahren entspricht. Der 
Vorsitzende muss im Übrigen gemäß Absatz 5 Satz 2 
auch allen übrigen Mitgliedern des Untersuchungsaus- 


schusses Gelegenheit geben, Fragen an den Zeugen zu 
stellen. 

Für die Reihenfolge und die Dauer der Ausübung des 
Fragerechts geht Satz 3 des Absatzes 5 davon aus, dass 
der Untersuchungsausschuss zunächst ein Einvernehmen 
darüber herzustellen sucht, welche Mitglieder nachein- 
ander den bestimmten Zeugen befragen und welche Zeit 
sie dafür aufwenden dürfen. 

Kommt ein solches Einvernehmen nicht zustande, muss 
der Vorsitzende, der insoweit durch die Mehrheit des 
Untersuchungsausschusses korrigiert werden kann, ent- 
sprechend den Vorschriften der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages für das Plenum und für die Aus- 
schüsse einerseits die Reihenfolge der Redner festlegen. 
Dabei ist, wie bereits bei § 14 erwähnt, insbesondere an 
den § 28 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundes- 
tages zu erinnern, der sowohl einen Wechsel der Redner- 
folge unter den Fraktionen als auch eine proportionale 
Berücksichtigung der Mitglieder der Fraktionen nach der 
Fraktionsstärke verlangt. 

Andererseits muss, wegen der Gleichbehandlung der 
Fragesteller, spätestens vor einer Worterteilung an die 
einzelnen Mitglieder des Untersuchungsausschusses 
festgelegt werden, ob und in welcher Höhe eine zeitliche 
Begrenzung für die Ausübung des Fragerechts bei der 
Vernehmung einzelner Zeugen gelten soll. Hier ist die 
Praxis in § 35 der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages vorbildhaft, die sowohl in „Runden- 
Debatten“ eine gleiche Redezeitaufteilung für jede Frak- 
tion als auch in Debatten mit vorher beschlossener Zeit- 
dauer eine nach der Stärke der Fraktionen proportionale 
Redezeitaufteilung kennt. Zu erinnern ist dabei aller- 
dings daran, dass in den Ausschüssen grundsätzlich eine 
Redezeitbegrenzung nicht besteht. Wird sie für Ver- 
handlungsgegenstände eines Ausschusses beschlossen, 
muss freilich jeder Fraktion Gelegenheit gegeben wer- 
den, sich zur Sache zu äußern. Im Übrigen darf eine 
Aussprache gemäß § 25 Abs. 2 Satz 3 der Geschäftsord- 
nung des Deutschen Bundestages erst abgeschlossen 
werden, nachdem jede Fraktion mindestens einmal zu 
Wort gekommen ist. § 28 Abs. 2 Satz 1 der Geschäfts- 
ordnung des Deutschen Bundestages ist insoweit auf 
Untersuchungsverfahren anwendbar, als dann, wenn der 
Vorsitzende des Untersuchungsausschusses nicht der 
Fraktion der Antragsteller für den Beweisantrag ange- 
hört, einem Vertreter der Antragsteller nach dem Vorsit- 
zenden das Fragerecht zugebilligt werden sollte. 

Zu § 20 (Zulässigkeit von Fragen an Zeugen) 

Die Vorschrift über die Zulässigkeit von Fragen an Zeu- 
gen greift Regelungen des Strafprozessrechts in den 
§§ 68a, 241 Abs. 2 und § 242 der Strafprozessordnung 
auf Sie geben sowohl dem Vorsitzenden Anhaltspunkte 
dafür, wann er Fragen zurückweisen soll; sie helfen aber 
auch den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses 
einzuschätzen, ob die von ihnen beabsichtigten Fragen 
dem Zeugen zugemutet oder überhaupt mit der Folge ge- 
stellt werden dürfen, dass der Zeuge diese Fragen auch 
beantworten muss, ohne dass er sich auf ein Zeugnis- 
verweigerungsrecht berufen kann. 
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Fragen, deren Beantwortung die Ehre des Zeugen oder 
eines seiner Angehörigen negativ berühren, sind zwar 
nach Absatz 1 nicht grundsätzlich unzulässig ebenso wie 
Fragen zum Intimbereich der Zeugen. Fragen dieser Art 
dürfen an den Zeugen aber nur gerichtet werden, wenn sie 
für die Aufklärung des im Beweisbeschluss umschriebe- 
nen Sachverhaltes unerlässlich sind, d. h. so bedeutsam 
sind, dass ohne eine Antwort auf diese Fragen das Be- 
weisthema nicht erschöpfend aufgeklärt werden kann. 

Nach Absatz 2 trifft den Vorsitzenden nicht nur die 
Pflicht, unzulässige Fragen zu unterbinden, sondern auch 
die Befugnis, ungeeignete oder nicht zur Sache gehö- 
rende Fragen zurückzuweisen. 

Um auch dem Zeugen eine Verteidigungsmöglichkeit 
gegen aus seiner Sicht unzulässige, ungeeignete oder 
nicht zur Sache gehörende Fragen einzuräumen, be- 
stimmt Absatz 2 Satz 2 ausdrücklich, dass der Zeuge 
sich an den Vorsitzenden mit der auffordemden Bitte 
wenden kann, dass der Vorsitzende von seinem Recht 
zur Zurückweisung von Fragen Gebrauch macht. Ein 
eigenes Antragsrecht ist den Zeugen aber nicht einge- 
räumt worden. Dies hätte auch nur in den Fällen über- 
haupt Sinn, in denen sich die parlamentarische Untersu- 
chung gegen den Zeugen selbst richtet. Wenn auch der 
Betroffenenstatus nicht eingeführt worden ist, braucht 
der Zeuge im Untersuchungsverfahren insoweit kein 
eigenes förmliches Antragsrecht, weil der Untersu- 
chungsausschuss durch das Untersuchungsausschussge- 
setz auf eine faire Verhandlungsführung verpflichtet ist, 
so dass der Vorsitzende auch die Interessenlage des Zeu- 
gen nach dessen Aufforderung, Fragen zurückzuweisen, 
beachten muss. 

Um schließlich die Verhandlungsführung durch den 
Vorsitzenden in streitigen Fällen auch korrigieren zu 
können, bestimmt Absatz 2 Satz 3, dass jedes Mitglied 
des Untersuchungsausschusses beantragen kann, die 
Zulässigkeit von Fragen oder die Zulässigkeit einer Zu- 
rückweisung von Fragen durch den Vorsitzenden vom 
Untersuchungsausschuss selbst entscheiden zu lassen; 
für diesen Fall wird bestimmt, dass die Mehrheit der an- 
wesenden Untersuchungsausschussmitglieder die Ent- 
scheidung fällt. 

In Absatz 3 wird klargestellt, dass Antworten auf unzu- 
lässige Fragen durch den Untersuchungsausschuss nicht 
verwertet werden dürfen, insbesondere nicht im Bericht 
des Untersuchungsausschusses. 

Zu § 21 (Beendigung der Vernehmung) 

Diese Vorschrift dient dem Schutz der Zeugen, deren 
Vernehmung nicht nur, wie im Strafprozess üblich, ih- 
rem wesentlichen Inhalt nach schriftlich in einer Zu- 
sammenfassung, die der Vorsitzende Richter diktiert, 
festgehalten wird, sondern wörtlich in einem stenogra- 
phischen Protokoll aufgezeichnet wird. Den Zeugen im 
Untersuchungsverfahren muss deshalb eine besondere 
Chance eingeräumt werden, ihre Aussage im ursprüngli- 
chen Wortlaut zu überprüfen, bevor ihre Vernehmung als 
abgeschlossen gelten kann. 

Um den Gesamtvorgang einer Vernehmung eines Zeu- 
gen auch förmlich beenden zu können, wird in Absatz 1 


bestimmt, dass dem Zeugen das Protokoll über seine 
Vernehmung zugestellt werden muss. Außerdem muss 
der Zeuge vom Vorsitzenden des Untersuchungsaus- 
schusses entweder nach Ende der mündlichen Verneh- 
mung oder bei der Zusendung des Protokolls darüber 
belehrt werden, zu welchem Zeitpunkt seine Verneh- 
mung förmlich abgeschlossen ist. Für den endgültigen 
Abschluss der Vernehmung bestimmt Absatz 2 Satz 1, 
dass der Untersuchungsausschuss eine feststellende Ent- 
scheidung darüber zu treffen hat, ob die Vernehmung ei- 
nes Zeugen abgeschlossen ist. Diese Entscheidung kann 
nach Satz 2 des Absatzes 2 in der Regel erst nach Ablauf 
einer Frist von zwei Wochen nach der Übersendung des 
Vemehmungsprotokolls erfolgen. Früher darf die Ent- 
scheidung nur getroffen werden, falls der Zeuge auf die 
Einhaltung der zu seinen Gunsten eingeräumten Zwei- 
wochenffist verzichtet. 

Die Entscheidung des Ausschusses über den Abschluss 
der Vernehmung hat besondere Bedeutung für eventuelle 
Berichtigungswünsche des Zeugen. Sofern ein Zeuge 
seine Aussage, wie sie sich im Wortlaut des Protokolls 
niedergeschlagen hat, bis zu dieser Entscheidung inhalt- 
lich korrigiert, kann die ursprüngliche Aussage nicht tat- 
bestandlich eine uneidliche Falschaussage vor dem Un- 
tersuchungsausschuss darstellen. Der Tatbestand der fal- 
schen uneidlichen Aussage vor einem Untersuchungs- 
ausschuss gemäß § 32 des Untersuchungsausschussge- 
setzes kann erst dann eintreten, nachdem der Untersu- 
chungsausschuss gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 die Verneh- 
mung des Zeugen abgeschlossen hat. Strafrechtlich nicht 
zu verfolgen sind somit ursprüngliche Aussagen, die in- 
nerhalb der Zweiwochenfrist berichtigt worden sind. 

Werden nach diesem Zeitpunkt noch Aussagen vor Ab- 
schluss der Untersuchungen, also vor Abgabe des Be- 
richts des Untersuchungsausschusses an den Bundestag, 
vom Zeugen korrigiert, stellen diese nachgereichten Er- 
klärungen Berichtigungen im Sinne des § 158 des Straf- 
gesetzbuches dar, die zu Strafmilderungen und zum Ab- 
sehen von Strafe führen können. Auch diese Rechtsfolge 
wird durch die vorgeschlagene Änderung des § 153 des 
Strafgesetzbuches in § 32 dieses Gesetzes bezweckt. 

Zu § 22 (Grundlose Zeugnisverweigerung) 

Diese Vorschrift ist dem § 70 der Strafprozessordnung 
nachgebildet. Absatz 1 stellt es aber in das Ermessen des 
Untersuchungsausschusses, dem Zeugen die durch die 
grundlose Zeugnisverweigerung verursachten Kosten 
aufzuerlegen. Diese Vorschrift legt es ebenfalls in das 
Ermessen des Untersuchungsausschusses, gegen den 
Zeugen ein Ordnungsgeld festzusetzen, das allerdings 
bis zu 10 000 DM betragen darf 

Indes darf gegen einen Zeugen, der vor einem Untersu- 
chungsausschuss grundlos das Zeugnis verweigert, an- 
ders als im Strafprozess, eine Ordnungshaft nicht ver- 
hängt werden. 

Parallel zum Strafprozess kann aber eine grundlose 
Zeugnisverweigerung zur Folge haben, dass zur Erzwin- 
gung des Zeugnisses die Haft angeordnet wird. Im Un- 
tersuchungsverfahren setzt eine solche Haft gemäß § 22 
Abs. 2 voraus, dass erstens der Untersuchungsausschuss 
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einen entsprechenden Antrag an den Ermittlungsrichter 
beim Bundesverfassungsgericht stellt und zweitens die 
Haft auch angeordnet wird. Die Haft zur Erzwingung des 
Zeugnisses darf längstens bis zur Beendigung des Unter- 
suchungsverfahrens andauem, auch nicht über die Zeit 
von sechs Monaten hinaus. 

Sind die in § 22 Abs. 1 und 2 benannten Maßregeln er- 
schöpft, so können sie gemäß Absatz 3 dieser Vorschrift 
in demselben oder in einem anderen Verfahren, das den 
gleichen Untersuchungsgegenstand hat, nicht wiederholt 
werden. 

Zu § 23 (Sachverständige) 

Für die Erfüllung eines Untersuchungsauflrages kann es 
auch erforderlich sein, dass der Untersuchungsausschuss 
Sachverständige hört. Sachverständige zeichnen sich da- 
durch aus, dass sie auf einem bestimmten Wissensgebiet 
besondere Sachkunde besitzen, die sie dazu befähigt, 
über bestimmte, nur aufgrund der besonderen Sachkunde 
wahrnehmbare oder erschöpfend zu begreifende Tatsa- 
chen oder Erfahrungssätze Auskunft zu geben oder 
einen bestimmten Sachverhalt zu beurteilen. 

Sachverständige werden grundsätzlich wie Zeugen gela- 
den und vernommen, wobei sie wie Zeugen eine Aussa- 
gepflicht trifft und Aussageverweigerungsrechte bzw. 
Gutachtenverweigerungsrechte besitzen. Der in Absatz 1 
von § 23 niedergelegte Grundsatz gilt freilich nur, soweit 
diese Vorschrift nicht abweichende Regelungen trifft. 

Ähnlich wie im Strafprozess können indes auch Sach- 
verständige das Gutachten vor Untersuchungsausschüs- 
sen verweigern. Sie können gemäß Absatz 5 des § 23 die 
in § 76 der Strafprozessordnung beschriebenen Gutach- 
tenverweigerungsrechte in Anspruch nehmen. 

Die Auswahl der Sachverständigen hat gemäß Absatz 2 
der Untersuchungsausschuss vorzunehmen und zu ver- 
antworten. Er hat dabei die Regeln für die Beweiserhe- 
bung gemäß § 14 des Untersuchungsausschussgesetzes 
anzuwenden. 

Im Untersuchungsverfahren dürfen allerdings Sachver- 
ständige nicht als befangen abgelehnt werden, wie § 2 
Satz 2 ausdrücklich durch den Ausschluss einer Anwen- 
dung von § 74 Abs. 1 der Strafprozessordnung vor- 
schreibt. 

Der Untersuchungsausschuss wird in Absatz 3 dazu auf- 
gefordert, mit den Sachverständigen eine Frist für die 
Abgabe ihrer Gutachten zu vereinbaren. Innerhalb dieser 
Frist muss der Sachverständige sein Gutachten unpartei- 
isch, vollständig und wahrheitsgemäß erstatten (Absatz 4 
Satz 1). Der Ausschuss ist aber auch berechtigt, vom 
Sachverständigen Ergänzungen des Gutachtens zu ver- 
langen. Nach der gleichen Vorschrift in Absatz 4 Satz 2 
ist es dem Untersuchungsausschuss außerdem erlaubt, 
den Sachverständigen zu laden, damit er sein Gutachten 
mündlich näher erläutert. Falls der Sachverständige sein 
Gutachten nicht rechtzeitig erstattet oder wenn er zu 
einem Vemehmungstermin nicht erscheint, kann gegen 
ihn ein Ordnungsgeld bis zu 10 000 DM festgesetzt wer- 
den oder es können ihm die Kosten, die durch seine 
Säumnis entstanden sind, auferlegt werden. 


Solche Maßnahmen sind aufzuheben oder müssen unter- 
bleiben, wenn der Sachverständige glaubhaft macht, dass 
ihn an der Verspätung kein Verschulden trifft, wie sich 
aus dem Verweis auf § 17 Abs. 2 des Untersuchungsaus- 
schussgesetzes in Absatz 6 Satz 3 der hier behandelten 
Vorschrift über die Sachverständigen ergibt. 

Zu § 24 (Herausgabepflicht) 

Diese Regelung ist den Vorschriften des Achten Ab- 
schnitts der Strafprozessordnung nachgebildet. 

Die Pflicht zur Herausgabe von Gegenständen nach dieser 
Vorschrift bezieht sich auf Gewahrsamsinhaber von be- 
weiserheblichen Gegenständen. Wird die Pflicht zur Her- 
ausgabe und Vorlage nicht freiwillig erfüllt, so kann sie 
mit den in Absatz 2 bestimmten Zwangsmitteln durchge- 
setzt werden, die sich allerdings wegen des Grundsatzes 
, 4 iemo tenetur se ipsum accusare“ nicht gegen die in 
Satz 2 genannten Personen richten dürfen. Insoweit 
kommt jedoch die in Absatz 3 geregelte Beschlagnahme 
in Betracht, die - ebenso wie die Durchsuchung - auch 
gegen solche Gewahrsamsinhaber angeordnet werden 
darf, die nach § 18 Abs. 1 und 2 zur Verweigerung des 
Zeugnisses oder der Auskunft berechtigt sind. 

Anordnung von Haft, Beschlagnahmen und Durchsu- 
chungen kann der Untersuchungsausschuss nicht selbst 
vornehmen. Er muss diese Maßnahmen beim Ermitt- 
lungsrichter des Bundesgerichtshofs (siehe § 31) bean- 
tragen. Der Ermittlungsrichter trifft die entsprechenden 
Anordnungen, falls die rechtlichen Voraussetzungen er- 
füllt sind. 

Zu § 25 (Verfahren bei der Vorlage von Beweismitteln) 

Diese Vorschrift zieht die Folgerungen aus Erfahrungen, 
die Untersuchungsausschüsse des Bundestages in Fällen 
gesammelt haben, in denen sie die Herausgabe von Be- 
weismitteln von Zeugen, auch wenn diese Beweismittel 
bei Strafverfolgungsbehörden aufbewahrf wurden, ge- 
sammelt haben. Die vorgeschlagene Vorschrift dient 
einerseits der Durchsetzung des Aufklärungsinteresses des 
Untersuchungsausschusses, berücksichtigt aber gleichzei- 
tig andererseits die gleichwertigen Vertrauensschutzinte- 
ressen und die Persönlichkeitssphäre der Zeugen. Deshalb 
wird beispielsweise der Kreis der einsichtsberechtigten 
Personen durch Absatz 4 beschränkt, eine Herabstufüng 
der Geheimhaltungsgrade in Absatz 6 erschwert, sowie in 
Absatz 3 verfügt, dass unerhebliche Beweismittel an den 
Gewahrsamsinhaber zurückzugeben sind. 

Zu § 26 (Verlesung von Protokollen und Schriftstücken) 

Diese Vorschrift behandelt die Verwertung von Proto- 
kollen anderer Untersuchungsausschüsse, Gerichte und 
Behörden sowie von Schriftstücken mit Beweismittel- 
charakter, die in das Untersuchungsverfahren einbezogen 
werden. Durch die Absätze 1 und 2 wird sichergestellt, 
dass diese schriftlichen Dokumente allen Ausschussmit- 
gliedern bekannt werden, sei es, dass sie verlesen (Ab- 
satz 1) oder an alle Mitglieder schriftlich verteilt werden 
(Absatz 2). ln Fällen, in denen diese Dokumente einen 
Inhalt besitzen, der bei einer unmittelbaren Beweiserhe- 
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bung zum Ausschluss der Öffentlichkeit fuhren würde, 
dürfen diese Dokumente auch nur in nichtöffentlicher 
Sitzung verlesen werden (Absatz 3). 

Zu § 27 (Rechtliches Gehör/ 

Die Vorschrift dient dem Schutz von Personen, die indi- 
rekt in das Untersuchungsverfahren einbezogen wurden, 
ohne dass ihnen vom Untersuchungsausschuss die Gele- 
genheit gegeben wurde, sich vor dem Untersuchungsaus- 
schuss zu den gegen sie erhobenen Vorwürfen oder zu 
den über sie aufgestellten Behauptungen äußern zu kön- 
nen. Diesem Personenkreis muss nach Absatz 1 unter 
bestimmten Voraussetzungen Gelegenheit gegeben wer- 
den, sich vor der Abgabe des Berichts des Untersu- 
chungsausschusses an den Bundestag zu äußern. Die 
erste Voraussetzung für eine solche schriftliche Anhö- 
rung von Personen, die im Abschlussbericht des Unter- 
suchungsausschusses erwähnt werden sollen, ist nicht 
eine bloße Erwähnung, sondern dass sie durch die beab- 
sichtigten Ausführungen erheblich in ihren Rechten be- 
einträchtigt werden können. Die zweite Voraussetzung 
ist, dass diese Ausführungen mit den betroffenen Perso- 
nen bisher in einer Beweisaufnahmesitzung des Untersu- 
chungsausschusses nicht erörtert worden sind. Liegen 
diese beiden Voraussetzungen vor, muss der Vorsitzende 
des Untersuchungsausschusses diesen Personen den 
Entwurf des Abschlussberichts, soweit er diese Personen 
betrifft und soweit er für das Verständnis der diese Per- 
sonen betreffenden Ausführungen erforderlich ist, zulei- 
ten. 

Diese Personen haben dann Gelegenheit, innerhalb von 
zwei Wochen zu dem Entwurf des Abschlussberichts 
Stellung zu nehmen. 

Der wesentliche Inhalt ihrer Stellungnahme ist gemäß 
Absatz 2 in dem Abschlussbericht des Untersuchungs- 
ausschusses wiederzugeben. 

Der Abschlussbericht bleibt aber gemäß Artikel 44 Abs. 
4 des Grundgesetzes jeder richterlichen Erörterung ent- 
zogen. 

Zu § 28 (Berichterstattung) 

Jeder Untersuchungsausschuss ist verpflichtet, dem 
Bundestag nach Abschluss der Untersuchungen einen 
schriftlichen Bericht vorzulegen. Dieser Bericht muss, 
wie sich aus Absatz 1 Satz 1 ergibt, vom Untersuchungs- 
ausschuss beschlossen werden. Dieser Beschluss umfasst 
nach Absatz 2 auch die Feststellung, welche abweichen- 
den Auffassungen der ordentlichen Mitglieder des Un- 
tersuchungsausschusses als Minderheitenvoten zum Ab- 
schlussbericht gehören. Zu der Feststellung des Untersu- 
chungsausschusses über seinen Abschlussbericht gehört 
auch die Prüfung, ob die für den Bericht und die Sonder- 
voten vorgeschlagenen Texte zulässig sind oder nicht; 
unzulässig sind beispielsweise Ausführungen, die durch 
den Untersuchungsauftrag nicht gedeckt sind oder die 
gegen Verbote aus diesem Untersuehungsaussehussge- 
setz verstoßen. 

Der Bericht hat nach Absatz 1 Satz 2 den Gang des Ver- 
fahrens, die ermittelten Tatsaehen und das Ergebnis der 


Untersuchung wiederzugeben. Falls Personen gemäß 
§ 27 zum Entwurf des Abschlussberichtes gehört worden 
sind, ist auch deren Stellungnahme gemäß § 27 Abs. 2 
inhaltlich in dem Berieht zu erwähnen. Er umfasst 
schließlich im Fall des Absatzes 2 auch die von den or- 
dentlichen Mitgliedern des Untersuchungsaussehusses 
abgegebenen Sondervoten. 

Kann ein Untersuchungsausschuss seine Untersuchungen 
nicht rechtzeitig vor dem Ende einer Wahlperiode ab- 
schließen, muss er gemäß Absatz 3 dem Deutschen Bun- 
destag einen Sachstandsbericht erstatten, der den bishe- 
rigen Gang des Verfahrens und die bisherigen Zwi- 
schenergebnisse der Untersuchung darlegt. Einen Zwi- 
schenbericht muss ein Untersuchungsausschuss auch 
dann abgeben, wenn es der Deutsche Bundestag im Lau- 
fe einer Wahlperiode beschließt oder wenn ein Viertel 
der Mitglieder des Bundestages zu es verlangen. Selbst- 
verständlich können auch zu Sachstandsberichten und zu 
Zwischenberichten von den ordentlichen Mitgliedern des 
Untersuchungsausschusses Sondervoten abgegeben wer- 
den. Absatz 2 findet auf die Absätze 3 und 4 entspre- 
chende Anwendung. 

Zu § 29 (Rechte des Verteidigungsausschusses als Un- 
tersuchungsausschuss) 

Die bisherigen Vorschriften des Untersuchungsausschuss- 
gesetzes sind grundsätzlich auch dann anzuwenden, wenn 
der Verteidigungsausschuss sich gemäß Artikel 45a Abs. 
2 des Grundgesetzes als Untersuchungsausschuss konsti- 
tuiert hat. Für die Einsetzung des Verteidigungsausschus- 
ses als Untersuchungsausschuss gilt das gleiche Verfah- 
ren, das der Deutsche Bundestag bei der Einsetzung von 
Untersuchungsausschüssen anzuwenden hätte. 

In Absatz 2 wird klargestellt, dass der Vorsitzende des 
Verteidigungsausschusses auch den Vorsitz in dem Ver- 
teidigungsausschuss als Untersuchungsausschuss führt. 

In Absatz 3 wird dem Verteidigungsausschuss allerdings 
erlaubt, die eigentlichen Untersuchungshandlungen in 
einem Unterausschuss des Verteidigungsausschusses, 
der selbstverständlieh von dem Vorsitzenden des Vertei- 
digungsausschusses geleitet werden muss, verlagert wer- 
den kann. 

In jedem Falle muss der Absehluss der Untersuchungen 
vom Verteidigungsausschuss selbst festgestellt werden, 
wie sich aus Absatz 4 folgern lässt. Danach muss näm- 
lich der Verteidigungsausschuss wie jeder Untersu- 
chungsausschuss des Deutschen Bundestages einen Be- 
richt vorlegen. 

In der Aussprache des Deutsehen Bundestages über 
einen Untersuchungsberieht des Verteidigungsaussehus- 
ses darf allerdings nur über den veröffentlichen Bericht 
debattiert werden. Damit wird den besonderen Anforde- 
rungen an die Vertraulichkeit von Informationen im 
Verteidigungsbereich Rechnung getragen. 

Zu § 30 (Kosten und Auslagen) 

Die Kosten für Untersuchungsausschüsse des Deutschen 
Bundestages müssen grundsätzlich aus dem Haushalt für 
den Deutschen Bundestag beschriften werden. Zu diesen 
Kosten nach Absatz 2 gehören die Leistungen an Zeugen 




Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-21 - 


Drucksache 14/2363 


und Sachverständige, die nach dem Gesetz über die Ent- 
schädigung von Zeugen und Sachverständigen abgewi- 
ckelt werden. 

Darüber hinaus steht es im Ermessen des Ausschusses, 
ob er auf Antrag eines Zeugen diesem eine Erstattung 
von Gebühren seines rechtlichen Beistandes gewähren 
will. Dabei kann es sich nur um Gebühren handeln, die 
der rechtliche Beistand aufgrund gesetzlicher Bestim- 
mungen berechnen kann. 

Soweit ein Rechtsanwalt als rechtlicher Beistand tätig 
wird, handelt es sich somit um Gebühren, die dem 
Rechtsanwalt nach der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte (BRAGO) zustehen. Soweit ein rechtli- 
cher Beistand tätig wird, der nicht Rechtsanwalt ist, 
dürfte es sich nur um eine Person handeln können, der 
die geschäftsmäßige Besorgung fremder Rechtsangele- 
genheiten nach den Vorschriften des Rechtsberatungsge- 
setzes erlaubt ist. Für diesen Personenkreis gilt die 
BRAGO sinngemäß. 

Da es in der BRAGO an einer für Untersuchungsverfah- 
ren einschlägigen Gebührenvorschrifl fehlt, kommt in 
erster Linie eine Abrechnung nach § 118 BRAGO in 
Betracht. Die Höhe der konkret erwachsenen Gebühr 
richtet sich dann nach dem Gegenstandswert der anwalt- 
lichen Tätigkeit. Der Gegenstandswert müsste im Einzel- 
fall nach § 8 Abs. 2 Satz 2 BRAGO ermittelt werden. 
Sofern genügende tatsächliche Anhaltspunkte für eine 
Schätzung nicht bestehen oder es sich um einen nicht 
vermögensrechtlichen Gegenstand handelt, wäre von ei- 
nem Ausgangswert von 8 000 DM auszugehen, der je- 
doch nach Lage des Falles niedriger oder höher ange- 
nommen werden kann. 

Da gemäß Artikel 44 Abs. 2 Satz 1 GG auf Beweiserhe- 
bungen des Untersuchungsausschusses die Vorschriften 
über den Strafprozess sinngemäß Anwendung finden, 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass für die Berech- 
nung der Gebühr im Einzelfall nicht § 118 BRAGO, 
sondern über § 2 BRAGO der § 91 Abs. 1 Nr. 1 BRAGO 
herangezogen wird. Dann erhielte der Rechtsanwalt eine 
Gebühr in Höhe von 30 DM bis 340 DM. 

Die zuständige Behörde für die Festsetzung der Entschä- 
digung und der Erstattung der Auslagen ist gemäß Ab- 
satz 3 der Präsident des Deutschen Bundestages. 

Zu § 31 (Gerichtliche Zuständigkeiten) 

Die bisherige Zersplitterung des Rechtsweges in Rechts- 
streitigkeiten aus Untersuchungsverfahren wird in dieser 
Vorschrift beseifigt. Vorbehalflich des Vorrangs von ver- 
fassungsrechtlichen Streitigkeiten nach dem Bundesver- 
fassungsgerichtsgesetz wird einerseits nur noch der 
Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten und anderer- 
seits die alleinige Zuständigkeit des Bundesgerichtshofes 
festgelegt, gegen dessen Entscheidungen der Bürger 
freilich Verfassungsbeschwerde erheben kann. 

Mit dieser Lösung wird weder dem Vorschlag gefolgt, 
für alle Streitigkeiten in Untersuchungsverfahren das 


Bundesverfassungsgericht allein zuständig zu machen, 
weil es sich stets um Verfassungsfragen oder um verfas- 
sungsrechtliche Vorfragen handele, noch dem Vor- 
schlag, anstelle der ordentlichen Gerichtsbarkeit die Zu- 
ständigkeit der Verwaltungsgerichte wegen ihrer beson- 
deren Erfahrungen im Umgang mit staatlichen Instanzen 
zu begründen. 

Wenn auch in Streitigkeiten zu Untersuchungsverfahren 
nichtverfassungsrechtliche Rechtsfragen zu entscheiden 
sind, kann es doch um verfassungsrechtliche Vorfragen 
gehen, deren Klärung entscheidungserheblich ist. Für 
diesen Fall sieht Absatz 2 des § 31 eine Vorlagepflicht 
des Bundesgerichtshofes an das Bundesverfassungsge- 
richt vor, die der Richtervorlage nach Artikel 100 des 
Grundgesetzes nach gebildet ist. Die verfassungsrecht- 
liche Vorfrage für Streitigkeiten um Maßnahmen der 
Untersuchungsausschüsse kann sich nur auf die Verfas- 
sungsmäßigkeit des Einsetzungsbeschlusses beziehen. 
Mit dieser Vorlagepflicht im Laufe des Entscheidungs- 
verfahrens erübrigt sich nach Ansicht des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung auch 
die Einführung einer Parlamentsbeschwerde gegen Ent- 
scheidungen des Bundesgeriehtshofes, die dem im Ein- 
zelfall unterlegenen Untersuchungsausschuss die glei- 
chen Möglichkeiten wie einem unterlegenen Bürger, 
der Verfassungsbeschwerde einlegen kann, einräumen 
würde. 

Zur Entlastung des zuständigen Senats des Bundesge- 
richtshofes wird in Absatz 3 bestimmt, dass bei Anträgen 
eines Untersuchungsausschusses auf Anordnung von 
Ordnungshaft, Haft oder Durchsuchungen oder Be- 
schlagnahmungen der Ermittlungsrichter des Bundesge- 
richtshofes zuständig ist. Gegen dessen Entscheidungen 
wird die Beschwerde zugelassen. 

Zu Artikel II (Änderung des Strafgesetzbuches) 

Um das Strafrecht übersichtlich zu halten und um nicht 
sonderstrafrechtliche Vorschriften für das Untersu- 
chungsverfahren außerhalb des Strafgesetzbuches zu 
platzieren, werden zwei Ergänzungen des Strafgesetzbu- 
ches vorgenommen. Sie dienen der Sicherung der den 
Mitgliedern der Untersuchungsausschüsse und ihren 
Mitarbeitern zugehenden vertraulichen und geheimen In- 
formationen über staatliche und private Geheimnisse. 

§153 des Strafgesetzbuches stellt bisher denjenigen un- 
ter Strafe, der vor Gericht oder vor einer anderen zur 
eidlichen Vernehmung von Zeugen oder Sachverständi- 
gen zuständigen Stelle als Zeuge oder Sachverständiger 
uneidlich falsch aussagt. Durch die Ergänzung dieser 
Strafrechtsvorschrift wird klargestellt, dass uneidliche 
Falschaussagen vor einem Untersuchungsausschuss ei- 
nes Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Landes 
ebenfalls strafbedroht sind. 

Zu Artikel III (In-Kraft-Treten) 

Die Vorschrift regelt das In-Kraft-Treten des Gesetzes. 
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